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Bebauungsplan „Am Gronauer Bahnhof", Stadt Bad Vilbel 
 
Auswertung der eingegangenen Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öf-
fentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB  
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB wurde vom 23.06.2025 bis ein-
schließlich 01.08.2025 durchgeführt. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belan-
ge wurden gemäß § 4 (2) BauGB mit Schreiben vom 23.06.2025 um Stellungnahme bis zum 
01.08.2025 gebeten.  
Von den nachstehend aufgeführten Trägern öffentlicher Belange haben 37 in schriftlicher 
Form geantwortet. 15 Träger öffentlicher Belange haben zu der Planung Hinweise gegeben 
und/oder Anregungen vorgetragen. 8 Naturschutzverbände haben in einer gemeinsamen 
Stellungnahme geantwortet.  
 
Seitens der Bürgerinnen und Bürger wurden zwei Stellungnahmen mit Hinweisen bzw. Anre-
gungen abgegeben.  
 
 

     

Lfd. 
Nr.  

Träger Öffentlicher Belange Antwort am Anregungen, 
Hinweise 

1.  Amt für Bodenmanagement Büdingen 26.06.2025 - 

2.  Avacon AG  04.07.2025 - 

3.  Botanische Vereinigung für Naturschutz in Hessen e.V. 22.07.20251 - 

4.  Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) 
Landesverband Hessen e.V. 

22.07.20251 - 

5.  Bund für Umwelt und Naturschutz Kreisverband Wetterau -  

6.  Bundesanstalt für Immobilienaufgaben -  

7.  DB Netz AG  -  

8.  Deutsche Bahn AG, DB Immobilien 01.08.2025 X 

9.  Deutsche Gebirgs- und Wandervereine  22.07.20251 - 

10.  Deutsche Post Real Estate Germany GmbH -  

11.  Deutsche Telekom Technik GmbH 26.06.2025 X 

12.  DFS Flugsicherung GmbH -  

13.  Eisenbahn-Bundesamt 24.07.2025 
(30.08.2023) 

X 

14.  Finanzamt Friedberg -  

15.  Gemeindevorstand der Gem. Niederdorfelden 03.07.2025 - 

16.  hessenARCHÄOLOGIE Landesamt für Denkmalpflege Hessen  14.08.2025 X 

17.  Hessen Mobil – Straßen- u. Verkehrsmanagement Gelnhausen 30.07.2025 - 

18.  Hessische Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz e.V. 22.07.20251 - 

19.  Industrie- und Handelskammer Gießen-Friedberg 24.07.2025 - 

20.  Kreisausschuss des Wetter-
aukreises 

Kommunalhygiene  29.07.2025 - 

Straßenverkehrsangelegenheiten 29.07.2025 - 

Strukturförderung -  

Archäologische Denkmalpflege 29.07.2025 X 

Naturschutz und Landespflege 29.07.2025 X 

Wasser- und Bodenschutz 29.07.2025 - 

Agrarfachaufgaben 29.07.2025 - 

Bauordnung 29.07.2025 X 

Untere Denkmalschutzbehörde 29.07.2025 - 

Bes. Schulträgeraufgaben -  

 
1 Gemeinsame Stellungnahme der anerkannten Naturschutzverbände 
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Vorbeugender Brandschutz 29.07.2025 X 

21.  Kreishandwerkerschaft  -  

22.  Landesamt für Denkmalpflege Hessen -  

23.  Landesjagdverband Hessen e.V. 22.07.20251 - 

24.  Landesverband der Jüdischen  
Gemeinden in Hessen 

-  

25.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel  
FB Soziale Sicherung 

-  

26.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FD Öffentliche Sicherheit und Ordnung 

-  

27.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FD Straßenverkehrsbehörde 

-  

28.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FD Gewerbe und Markt 

-  

29.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel  
FD Brand-, Katastrophen- und Zivilschutz 

-  

30.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FD Senioren, Wohnungswesen, Flüchtlingsbetreuung 

-  

31.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FD Liegenschaftsverwaltung 

09.07.2025 X 

32.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
Kämmerei & Steuern 

-  

33.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FD Abfallwirtschaft und Grünflächenpflege 

-  

34.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FD Infrastruktur Kanal und Straße 

-  

35.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FB Techn. Dienste/Bauwesen 

-  

36.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FD Kinder in Tagesbetreuung (Kita-Büro) 

-  

37.  Magistrat der Stadt Frankfurt  -  

38.  Magistrat der Stadt Karben -  

39.  Mainova AG -  

40.  Naturschutzbund Deutschland (NABU) Landesverband Hessen 
e.V. 

22.07.20251 - 

41.  NRM Netzdienste Rhein-Main GmbH 25.06.2025 
(31.07.2025) 

- 

42.  Oberhessische Versorgungsbetriebe AG (ovag-Netz GmbH) 31.07.2025 
01.08.2025 

X 

43.  PLEdoc mbH 01.07.2025 - 

44.  Polizeipräsidium Mittelhessen 24.06.2025 
(08.08.2023) 

X 

45.  Regierungspräsidium Darmstadt Kampfmittelräumdienst 21.07.2025 X 

46.  Regierungspräsidium Darmstadt, Dez. Regionale Siedlungs- u. 
Bauleitplanung, III 31.2 

30.07.2025 X 

47.  Regionalbauernverband Wetterau-Frankfurt/Main e.V. -  

48.  Regionalverband FrankfurtRheinMain 08.07.2025 - 

49.  Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH (RMV) 28.07.2025 X 

50.  Schutzgemeinschaft Deutscher Wald Landesverband Hessen 
e.V. 

22.07.20251 - 

51.  Seniorenbeirat Bad Vilbel -  

52.  Staatliches Schulamt für den Hochtaunuskreis und den Wette-
raukreis 

01.07.2025 - 

53.  Stadtwerke Bad Vilbel GmbH 04.07.2025 X 

54.  Vodafone NRW GmbH  
 

-  

55.  Unternehmerverband Hessischer Einzelhandel Mitte-Süd e.V. -  

56.  Verband Hessischer Fischer e.V. 22.07.20251 - 

57.  Wasserverband Nidda -  

58.  Wasserverband Nidder-Seemenbach -  
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59.  ZOV-Verkehr -  

60.  Zweckverband für die Wasserversorgung des Unteren Niddata-
les 

-  

 

 

 

     

Lfd. 
Nr.  

Bürger*innen Antwort am Anregungen, 
Hinweise 

1.  Bürger/Bürgerin 1 23.06.2025 X 

2.  Bürger/Bürgerin 2 01.08.2025 X 
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Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange: 
 

Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

1.:  

Amt für Bo-
denmanage-
ment Büdin-
gen 

(26.06.2025) 

 
 
 
 
 

 

Zum Entwurf des Bebauungsplanes gebe ich für die Flurbereinigungs- und Kataster-
behörde die folgende Stellungnahme zu landeskulturellen und bodenordnerischen 
Belangen sowie aus der Sicht des Liegenschaftskatasters ab: 

1. Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelun-
gen: 

• Keine Einwendungen 

2. Fachliche Stellungnahme 

• Zur Planung bestehen keine Anregungen oder Bedenken.  

• Die Planung liegt nicht im Verfahrensgebiet eines derzeit laufenden Flurberei-
nigungsverfahrens.  

• Die Planung liegt nicht im Verfahrensgebiet eines derzeit laufenden städti-
schen Bodenordnungsverfahrens, das unserer Verantwortung unterliegt.  

• Derzeit ist vom Amt für Bodenmanagement kein neues Flurbereinigungs- bzw. 
städtisches Bodenordnungsverfahren im Bereich der Planung vorgesehen.  

Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung.  

 

-   nein 
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Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

2.:  

Avacon 

(04.07.2025) 

 
 
 
 
 

 

Im Anfragebereich befinden sich keine Versorgungsanlagen von Avacon Netz GmbH/ 

Avacon Wasser GmbH / WEVG GmbH & Co KG. 

Wir bitten Sie, uns am weiteren Verfahren zu beteiligen. 

Auskünfte über Verteilungsanlagen, die sich nicht im Eigentum des Netzbetreibers 
befinden, müssen bei den zuständigen Netzbetreibern (Übertragungsnetzbetreiber, 
Stadtwerke, Wasserzweckverbände, private Eigentümer, …) eingeholt werden. 

Eventuell kann die Gemeinde über weitere Versorgungsträger Auskunft erteilen. 

 

-   nein 
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Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

8.:  

Deutsche 
Bahn Immobi-
lien 

(01.08.2025) 

 auf Basis der uns vorliegenden Unterlagen übersendet die Deutsche Bahn AG, DB 
Immobilien, als von der DB Netz AG und der DB Energie GmbH bevollmächtigtes 
Unternehmen, hiermit folgende Gesamtstellungnahme als Träger öffentlicher Belan-
ge zum o. g. Verfahren:  

Dem o. g. Bebauungsplanentwurf kann derzeit nicht zugestimmt werden. Wir bitten 
die nachfolgenden Bedingungen und Auflagen zu beachten und die geänderten / 
ergänzten Planunterlagen erneut einzureichen. 

   

 1 

 

Ausbaupläne Projekt „Ausbau und Elektrifizierung der Niddertalbahn“ 

Für die Strecke 3745 sind umfangreiche Ausbaumaßnahmen geplant, die zu einer 
Erhöhung der Streckenkapazität führen werden. Hierzu gehören unter anderem die 
vollständige Elektrifizierung der gesamten Strecke zwischen Bad Vilbel und 
Glauburg-Stockheim sowie der zweigleisige Ausbau in den Abschnitten zwischen 
Schöneck-Kilianstädten und Schöneck-Büdesheim sowie zwischen Altenstadt-Höchst 
und Altenstadt. 

Zu 1: Die Ausbauplanung wurde in der Be-
gründung zum B-Plan und in den Fachgut-
achten bereits berücksichtigt.   

Der Hinweis wird 
zur Kenntnis 
genommen 

nein 

 

  Im Bereich des Ortsteils Gronau ist die erstmalige Sicherung des Bahnübergangs 
„Berger Straße“ geplant. Ziel dieser Maßnahme ist es, den durch die nicht vorhande-
ne Sicherung bedingten Geschwindigkeitseinbruch zu beseitigen und die Strecken-
geschwindigkeit auf 80 km/h zu erhöhen.  

   

 2 

 

Durch das Projekt Ausbau und Elektrifizierung der Niddertalbahn werden im Bereich 
des Bahnübergans Berger Straße Anpassungsmaßnahmen durchgeführt. Diese 
beinhalten unter anderem die Verlegung des BÜ-Schalthauses in Richtung des ge-
planten Bebauungsraumes. Da die dem Schalthaus vorgelagerte Stellfläche eine 
zusätzliche Wegebeziehung darstellt ist diese in der weiteren Verkehrsflächenpla-
nung zu berücksichtigen.  

Zu 2.: Im Bebauungsplan wird eine Wegebe-
ziehung parallel zur Bahnlinie durch ein 
öffentliches Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 
berücksichtigt.   

Der Hinweis wurde 
bereits berücksich-
tigt 

nein 

 

 3 Durch die Erschließung der Flächen ist mit einem erheblichen Mehrverkehr in der 
Berger-straße zu rechnen; insbesondere auch von Fußgängern und Radfahrern über 
den nicht technisch gesicherten Bahnübergang in der Berger Straße. Eine Mehrung 
des Verkehrs über diesen nicht technisch gesicherten Bahn kann nicht geduldet 
werden.  

Unseres Wissens wurde auch in der letzten Verkehrsschau die technische Sicherung 
des Bahnübergang Berger Straße eingefordert. Einer Bebauung im angezeigten 
Bereich kann daher erst zugestimmt werden, wenn der Bahnübergang Berger Straße 

Zu 3.: Die Verlängerung der Berger Straße 
über den besagten ungesicherten Bahn-
übergang führt auf einen Wirtschaftsweg, der 
zwar auch von Fußgängern und Radfahrern 
genutzt wird, aber ansonsten eine unterge-
ordnete Verkehrsbeziehung darstellt. Mit der 
Entwicklung des geplanten Allgemeinen 
Wohngebietes werden ca. 65-70 neue 
Wohneinheiten generiert. Die neuen Ein-

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen.   

nein 

 



BP „Am Gronauer Bahnhof“ Auswertung der Offenlage gemäß § 3 (2) und § 4 (2) BauGB  7 

 

Planung und Beratung  •  Dipl.- Ing. M. Schaefer  •   
Alte Bahnhofstraße 15  •  61169 Friedberg  •  Tel.: 06031 - 2011  •  E-Mail: info@naturprofil. 

 

 

Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

technisch gesichert ist oder der Bahnübergang aufgehoben wird. wohner werden den Bahnübergang gele-
gentlich für Erholungszwecke nutzen. Von 
erheblichen Mehrverkehren gegenüber dem 
Ist-Zustand ist nicht auszugehen. Sofern 
eine technische Sicherung des Bahnüber-
ganges als Folge der Ausbauplanung der 
Bahnstrecke erforderlich wird, ist dies nicht 
Aufgabe der Bebauungsplanung sondern der 
Ausbauplanung der Deutschen Bahn AG. Im 
Zuge der Elektrifizierung ist dies ja auch 
vorgesehen (siehe unten). 

 4 

 

Durch die bauliche Nähe zum Bahnübergang sind bei der Ausarbeitung der Entwurfs-
planung weitere Abstimmungen mit der DB InfraGO AG notwendig. Diesbez. wenden 
Sie sich bitte an den zuständigen Projektleiter. Einen Übersichtsplan der baulichen 
Anpassungen und der Position des Schalthauses sowie der vorgelagerten Stellfläche 
inkl. Zufahrt finden Sie anbei.  

DB InfraGO AG  
Projekte Wetterau  
Mobil: 015232117578  
E-Mail: Sebastian.Brieger@deutschebahn.com  

Überdies sind bei den weiteren Planungen auch die folgenden Auflagen/Hinweise zu 
berücksichtigen: 

Zu 4.: Im Zuge der weiteren Erschließungs-
planung werden die erforderlichen Abstim-
mungen geführt.   

Der Hinweis wird 
zur Kenntnis 
genommen 

nein 

 

 5 Bebauung 

Für den Bau der technischen Anlagen am Bahnübergang ist ein erweiterten Flächen-
bedarf möglich. Daher ist von einer Bebauung im unmittelbaren Bereich des Bahn-
übergangs abzusehen.  

Außerdem müssen für den derzeit nicht technisch gesicherten Bahnübergang Berger 
Straße die Sichtflächen freigehalten werden. Jegliche Art von Bebauung, auch Car-
ports, müssen ausgeschlossen werden. Im Rahmen der Elektrifizierung und des 
Ausbaus der Strecke 3745 soll der Bahnübergang technisch gesichert werden. 

Danach wäre ggf. eine Bebauung möglich. Dies müsste aber erst noch anhand de-
taillierter Unterlagen geprüft werden. Des weiteren sind grenznahe Bepflanzungen 
mit Bäumen aufgrund der freizuhaltenden Signalsichten nicht zulässig. 

Zu 5.: Derzeit liegen keine konkreten Pla-
nungen vor, aus denen ein Flächenanspruch 
für den zu sichernden Bahnübergang er-
sichtlich ist. Der Geltungsbereich des Be-
bauungsplans bezieht keine Bahngrundstü-
cke ein. Aus dem Übersichtsplan der bauli-
chen Anpassungen am Bahnübergang erge-
ben sich keine konkurrierenden Flächenin-
anspruchnahmen. Bei dem Bebauungsplan 
handelt es sich um einen Bebauungsplan mit 
einem zusammenhängenden Baufenster. 
Auf den nachgelagerten Planungsebenen 
werden die erforderlichen Sichtflächen be-

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen 
und wurden z. T. 
bereits berücksich-
tigt.  

nein 
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Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

rücksichtigt. Der Bebauungsplan enthält 
diesbezüglich einen Hinweis. Grenznahe 
Bepflanzungen sind nicht zwingend vorge-
sehen.  

 6 

 

Abstimmung bei Baumaßnahmen 

Alle Baumaßnahmen entlang der Bahnstrecke müssen mit der DB Netz AG abge-
stimmt werden. Sollten Bauanträge im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren 
geprüft werden, ist der Bauherr darauf hinzuweisen, dass eine Abstimmung mit der 
DB Netz AG erfolgen muss. 

Wir weisen darauf hin, dass ein privates Bauvorhaben nur genehmigt werden kann, 
wenn es neben den Vorschriften des allgemeinen (Landes-)Baurechts auch sonstige 
öffentliche Vorschriften (z.B. solche des Eisenbahnrechts) einhält und die öffentliche 
Sicherheit - eben auch die des Eisenbahnverkehrs - nicht gefährdet wird. 

Einzureichen sind daher prüfbare Unterlagen mit Bahnbezug. Dies gilt nicht nur für 
die Gebäude und Tiefgaragen, sondern auch für Lärmschutzwände.  

Die späteren Anträge auf Baugenehmigung für den Geltungsbereich sind uns auf 
jeden Fall zur Stellungnahme vorzulegen. Wir behalten uns weitere Bedingungen und 
Auflagen vor. 

Zu 6.: Die erforderlichen Abstimmungen 
erfolgen auf den nachgelagerten Planungs-
ebenen  

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen.  

nein 

 

 7 Abstandsflächen 

Die Abstandsflächen gemäß LBO sowie sonstige baurechtliche und nachbarrechtli-
che Bestimmungen sind einzuhalten. 

Zu 7.: Die geltenden Abstandsregeln werden 
eingehalten.  

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen.  

nein 

 

 8. Überbauung 

Bahngelände darf weder im noch über dem Erdboden überbaut werden. Grenzsteine 
sind vor Baubeginn zu sichern. Sie dürfen nicht überschüttet oder beseitigt werden. 
Erforderlichenfalls sind sie zu Lasten des Bauherrn neu einzumessen und zu setzen. 

Zu 8.: Eine Überbauung von Bahngelände ist 
im B-Plan nicht vorgesehen.  

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen.  

nein 

 

 9 Standsicherheit 

Die Standsicherheit und Funktionstüchtigkeit der Bahnanlagen (insbesondere Bahn-
damm, Kabel- und Leitungsanlagen, Signale, Oberleitungsmasten, Gleise etc.) sind 
stets zu gewährleisten. 

Zu 9.: Die Standsicherheit der Bahnanlagen 
wird auf der nachgelagerten Planungsebene 
gewährleistet.   

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen.  

nein 

 

 10 

 

Gefährdung Bahnbetrieb 

Der Eisenbahnbetrieb darf weder behindert noch gefährdet werden. Die Sicht auf die 
Anlagen der Leit- und Sicherungstechnik darf zu keiner Zeit behindert werden. Bahn-

Zu 10.: Die entsprechenden Vorgaben wer-
den auf der nachgelagerten Planungsebene 
gewährleistet.   

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen.  

nein 
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Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

anlagen dürfen in ihrer Funktion nicht beeinträchtigt werden. 

Bei Bauarbeiten in Gleisnähe sind die Veröffentlichungen der Deutschen Gesetzli-
chen Unfallversicherung DGUV Vorschrift 1, DGUV Vorschrift 4, DGUV Vorschrift 53, 
DGUV Vorschrift 72, DGUV Regel 101-024, DGUV Vorschrift 78, DV 462 und die DB 
Konzernrichtlinien 132.0118, 132.0123 und 825 zu beachten. 

Wenn Sicherheitsabstände zu Bahnbetriebsanlagen unterschritten werden müssen, 
sind nach Art der jeweiligen Gefährdung geeignete Maßnahmen mit der DB Netz AG 
abzustimmen und zu vereinbaren. Die erforderlichen Nachweise und Planungen sind 
vorher zur Prüfung der DB Netz AG vorzulegen. Die DB Netz AG legt die Schutz-
maßnahmen und mögliche Standsicherheitsnachweise für Bauwerke fest, die dann 
bindend zu beachten sind. 

 11 Oberleitung (nach Elektrifizierung) 

Die Flächen befinden sich in unmittelbarer Nähe zu unserer Oberleitungsanlage. Wir 
weisen hiermit ausdrücklich auf die Gefahren durch die 15000 V Spannung der Ober-
leitung hin und die hiergegen einzuhaltenden einschlägigen Bestimmungen.  

Die Erdoberkante darf im Umkreis von 5,00 m um die Oberleitungsmastfundamente 
nicht verändert werden. Bei Unterschreitung der geforderten Abstände ist vom Veran-
lasser ein statischer Nachweis vorzulegen. Der Mindestabstand von Bauwerken zu 
den bahneigenen 15 / 20 kV - Speiseleitungen und zu Oberleitungsmastfundamenten 
muss jeweils 5,00 m betragen. 

Werden feste Bauteile (Gebäude, Einfriedigungen usw.) sowie Baugeräte, Kräne 
usw. in einem Abstand von weniger als 5,00 m zur Bahnanlage errichtet bzw. aufge-
stellt, so sind diese bahnzuerden. 

Das Erfordernis der Bahnerdung kann auch durch die Art und Weise der Bauarbeiten 
ausgelöst werden, wenn die Gefahr der Berührung von unter Spannung stehenden 
Teilen trotz Einhaltung der Schutzabstände besteht. Die anfallenden Kosten gehen 
zu Lasten des Bauherrn bzw. seiner Rechtsnachfolger. 

Bei Bauarbeiten in der Nähe von Oberleitungen / Oberleitungsanlagen sind die Veröf-
fentlichungen der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung DGUV Vorschrift 4 und 
DV 462 zu beachten. 

Zu 11.: Die entsprechenden Vorgaben wer-
den auf der nachgelagerten Planungsebene 
gewährleistet.   

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen. 

nein 

 

 12 Vorhandene Kabel und Leitungen / Sicherung von Bahnanlagen und Leitungen 

Es wird darauf hingewiesen, dass auf oder im unmittelbaren Bereich von DB Liegen-
schaften (auch auf benachbarten Fremdflächen) jederzeit mit dem Vorhandensein 

Zu 12.: Die entsprechenden Vorgaben wer-
den auf der nachgelagerten Planungsebene 
gewährleistet.   

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen. 

nein 
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(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

betriebsnotwendiger Kabel, Leitungen oder Verrohrungen gerechnet werden muss. 
Falls eine Kabel- und Leitungsermittlung im Grenzbereich gewünscht wird, ist diese 
ca. 6 Wochen vor Baubeginn bei der DB AG, DB Immobilien über das Online-Portal 
zu beantragen. www.deutschebahn.com/Online_Portal/Kabel_und_Leitungsanfragen.  

Hinweis zu TK-Kabeln  

Uns ist bekannt, dass sich TK-Anlagen und -kabel der DB InfraGO AG im Grenzbe-
reich befinden. TK-Anlagen der DB InfraGO AG dürfen nicht überbaut werden und es 
muss ein Ab-stand von mindestens 2,00 m eingehalten werden. 

 13 Einsatz von Baukränen und Bauwerkzeugen 

Bei Bauausführungen unter Einsatz von Bau- / Hubgeräten (z.B. (Mobil-) Kran, Bag-
ger etc.) ist das Überschwenken der Bahnfläche bzw. der Bahnbetriebsanlagen 
verboten. Falls ein Überschwenken der Bahnfläche nicht vollständig ausgeschlossen 
werden kann bzw. der Mindestabstand zu Bahnanlagen nicht ausreichend ist, muss 
eine Kranvereinbarung abgeschlossen werden. Es muss dabei vom ungünstigsten 
Fall ausgegangen werden: Die Überschwenkbegrenzung ist nicht funktionsfähig, der 
Kran schwenkt in Richtung der Bahnanlagen, gleichzeitig ist der Ausleger und die 
Kette maximal ausgefahren. Auch in die-sem Fall muss der Mindestabstand von 5,00 
m zu den Bahnanlagen gewährleistet werden. Im Rahmen der Kranvereinbarung 
werden Sicherheitsmaßnahmen wie z.B. eine Überschwenkbegrenzung und die 
Bahnerdung des Krans inkl. einer Abnahme vor Ort durch den Anlagenverantwortli-
chen von DB InfraGO vorgegeben.  
Die schriftliche Kranvereinbarung muss mindestens 8 Wochen vor Kranaufstellung 
bei der DB InfraGO AG beantragt werden. Die Kosten sind vom Antragsteller bzw. 
dessen Rechts-nachfolger zu tragen.  

Der Antrag zur Kranaufstellung ist mit Beigabe der Konzernstellungnahme der DB 
zum Vorhaben bei der DB InfraGO AG einzureichen. Generell ist auch ein maßstäbli-
cher Lage-plan (M 1:1000) mit dem vorgesehenen Schwenkradius vorzulegen. Auf 
eine ggf. erforder-liche Bahnerdung wird hingewiesen. 

Zu 13.: Die entsprechenden Vorgaben wer-
den auf der nachgelagerten Planungsebene 
gewährleistet. Die notwendigen Vereinba-
rungen werden durch die Bauherrschaft 
abgeschlossen. 

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen. 

nein 

 

 14 

 

Einfriedung 

Der Bauherr ist angehalten, das Grundstück im Interesse der öffentlichen Sicherheit 
und auch im Interesse der Sicherheit der auf seinem Grundstück verkehrenden Per-
sonen und Fahrzeuge derart einzufrieden, dass ein gewolltes oder ungewolltes Be-
treten und Befahren von Bahngelände oder sonstiges Hineingelangen in den Gefah-
renbereich der Bahnanlagen verhindert wird. Die Einfriedungen zur Bahneigentums-

Zu 14.: Die Zulässigkeit von Einfriedungen 
ist im B-Plan geregelt. Die Ausführung wird 
auf der nachgelagerten Planungsebene 
gewährleistet  

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen. 

nein 

 

http://www.deutschebahn.com/Online_Portal/Kabel_und_Leitungsanfragen
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Abwägungsvorschlag Beschluss-
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Bebauungs-
planänderung 

grenze hin sind so zu verankern, dass sie nicht umgeworfen werden können (Sturm, 
Vandalismus usw.). Ggf. ist eine Bahnerdung gemäß VDE-Richtlinien vorzusehen. 
Die Einfriedung ist vom Bauherrn bzw. seinen Rechtsnachfolgern laufend instand zu 
halten und ggf. zu erneuern. Die anfallenden Kosten gehen zu Lasten des Bauherrn 
bzw. seiner Rechtsnachfolger. 

 15 

 

Parkplätze zur Bahnseite hin 

Parkplätze und Zufahrt müssen auf ihrer ganzen Länge zur Bahnseite hin mit 
Schutzplanken oder ähnlichem abgesichert werden, damit ein unbeabsichtigtes 
Abrollen zum Bahngelände hin in jedem Falle verhindert wird. Die Schutzmaßnah-
men sind in Abhängigkeit der Örtlichkeit festzulegen und ggf. mit Blendschutz zu 
planen. Die Schutzvorrichtung ist von den Bauherrn oder dessen Rechtsnachfolgern 
auf ihre Kosten laufend instand zu setzen und ggf. zu erneuern. 

Zu 15.: Die Sicherung der Parkplätze wird 
auf der nachgelagerten Planungsebene 
gewährleistet. Im Bebauungsplan wird die 
Festsetzung zur Ausstattung und Gestaltung 
der Stellplätze für Kraftfahrzeuge (B.3) er-
gänzt 

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen. 
Der Anregung wird 
gefolgt. 

ja 

Ergänzung der 
Gestaltungsfest-

setzungen 

 16 

 

Bepflanzung von Grundstücken zur Gleisseite 

Alle Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen, insbesondere Gleisen, 
müssen den Belangen der Sicherheit des Eisenbahnbetriebes entsprechen. Zu den 
Mindestpflanzabständen ist die DB Konzernrichtlinie (Ril) 882 „Handbuch Land-
schaftsplanung und Vegetationskontrolle“ zu beachten. Abstand und Art von Bepflan-
zungen müssen so gewählt werden, dass diese z.B. bei Windbruch nicht in die Gleis-
anlagen fallen können. Diese Abstände sind durch geeignete Maßnahmen Rück-
schnitt u.a.) ständig zu gewährleisten. Der Pflanzabstand zum Bahnbetriebsgelände 
ist entsprechend der Endwuchshöhe zu wählen. Soweit von bestehenden Anpflan-
zungen Beeinträchtigungen des Eisenbahnbetriebes und der Verkehrssicherheit 
ausgehen können, müssen diese entsprechend angepasst oder beseitigt werden. Bei 
Gefahr in Verzug behält sich die Deutsche Bahn das Recht vor, die Bepflanzung auf 
Kosten des Eigentümers zurückzuschneiden bzw. zu entfernen. Wir bitten deshalb, 
entsprechende Neuanpflanzungen in unmittelbarer Bahnnähe von vornherein auszu-
schließen.  

Die grenznahe Bepflanzung mit Bäumen ist auf Grund der freizuhaltenden Signal-
sichten nicht zulässig.  

Gehölzanpflanzungen müssen so weit vom Gleisbereich entfernt vorgenommen 
werden, dass dieser Bereich - auch bei Windwurf- nicht beeinträchtigt wird. Die Ge-
hölzanpflanzung ist laufend zu pflegen. 

Zu 16.: Der Bebauungsplan sieht keine 
Bepflanzungen im Nachbarbereich zwingend 
vor. Alles Weitere wird auf der nachgelager-
ten Planungsebene geregelt.  

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen. 

nein 

 

 17 

 

Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen 

Bei Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen (z.B. Baustellenbeleuch-

Zu 17.: Der Bebauungsplan schränkt durch 
Festsetzungen Werbeanlagen und Außenbe-

Die Hinweise 
werden zur Kennt-

ja 

Ergänzung Hin-
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vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

tung, Parkplatzbeleuchtung, Leuchtwerbung aller Art etc.) in der Nähe der Gleise 
oder von Bahnübergängen etc. hat der Bauherr sicherzustellen, dass Blendungen der 
Triebfahrzeugführer ausgeschlossen sind und Verfälschungen, Überdeckungen und 
Vortäuschungen von Signalbildern nicht vorkommen. Die Verwendung roter oder 
grüner Lichter ist verboten. 

leuchtung ein bzw. gibt hierzu Hinweise. Die 
Vermeidung von Blendwirkungen wird auf 
der nachgelagerten Planungsebene gere-
gelt. 

nis genommen 
und wurden be-
reits weitestge-
hend berücksich-
tigt. 

weise  

 18 Zuwegung zu den Bahnanlagen 

Der Zugang zu den Bahnanlagen muss zu jeder Zeit für Mitarbeiter des DB Konzerns 
und beauftragte Dritte zum Zwecke der Instandhaltung mit Dienstfahrzeugen sowie 
für Rettungspersonal mit Rettungsfahrzeugen gewährleistet sein. 

Zu 18.: Die Zuwegung zu den Bahnanlagen 
wird durch den Bebauungsplan noch ver-
bessert.  

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen. 

nein 

 

 19 

 

Kein widerrechtliches Betreten der Bahnanlagen 

Ein widerrechtliches Betreten und Befahren des Bahnbetriebsgeländes sowie sonsti-
ges Hineingelangen in den Gefahrenbereich der Bahnanlagen ist gemäß § 62 EBO 
unzulässig und durch geeignete und wirksame Maßnahmen grundsätzlich und dau-
erhaft auszuschließen. Dies gilt auch während der Bauzeit. 

Zu 19.: Regelungen zum Betreten der Bahn-
anlagen sind nicht Gegenstand der Bauleit-
planung. 

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen. 

nein 

 

 20 Dach-, Oberflächen- und sonstige Abwässer 

Dach-, Oberflächen- und sonstige Abwässer dürfen nicht auf oder über Bahngrund 
abgeleitet werden. Sie sind ordnungsgemäß in die öffentliche Kanalisation abzulei-
ten. Einer Versickerung in Gleisnähe kann nicht zugestimmt werden. 

Zu 20.: Der Bebauungsplan sieht keine 
Oberflächenentwässerung über das Bahnge-
lände vor.  

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen. 

nein 

 

 21 Vorflutverhältnisse 

Die Vorflutverhältnisse dürfen durch die Baumaßnahme, Baumaterialien, Erdaushub 
etc. nicht verändert werden. 

Bahneigene Durchlässe und Entwässerungsanlagen 

Bahneigene Durchlässe und Entwässerungsanlagen dürfen in ihrer Funktion nicht 
beeinträchtigt werden (DB Konzernrichtlinie 836.4601 ff.). Ein Zugang zu diesen 
Anlagen für Inspektions-, Wartungs- und Instandhaltungsmaßnahmen ist sicherzu-
stellen.  

Zu 21.: Die Vorflutverhältnisse und bahnei-
genen Entwässerungsanlagen werden durch 
den B-Plan nicht tangiert. Näheres wird auf 
der nachgelagerten Planungsebene gere-
gelt. 

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen. 

nein 

 

 22 

 
 
 

Immissionen 

Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissio-
nen (insbesondere Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch 
Bremsstäube, elektrische Beeinflussungen durch magnetische Felder etc.), die zu 
Immissionen an benachbarter Bebauung führen können. Bei Wohnbauplanungen in 
der Nähe von lärmintensiven Verkehrswegen wird auf die Verpflichtung des kommu-
nalen Planungsträgers hingewiesen, aktive (z.B. Errichtung Schallschutzwände) und 

Zu 22.: Zum Immissionsschutz wurden 
Fachgutachten erarbeitet, auf deren Grund-
lage die erforderlichen Festsetzungen getrof-
fen und Hinweise formuliert werden. heran-
gezogen werden.  

Die Hinweise 
wurden bereits 
berücksichtigt. 
Den Anregungen 
wurde bereits 
gefolgt.  

nein 
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planänderung 

passive (z.B. Riegelbebauung) Lärmschutzmaßnahmen zu prüfen und festzusetzen. 
In unmittelbarer Nähe unserer elektrifizierten Bahnstrecke oder Bahnstromleitungen 
ist mit der Beeinflussung von Monitoren, medizinischen Untersuchungsgeräten und 
anderen auf magnetische Felder empfindlichen Geräten zu rechnen. Es obliegt dem 
Bauherrn, für entsprechende Schutzvorkehrungen zu sorgen. Gegen die aus dem 
Eisenbahnbetrieb ausgehenden Emissionen sind erforderlichenfalls von der Gemein-
de oder den einzelnen Bauherren auf eigene Kosten geeignete Schutzmaßnahmen 
vorzusehen bzw. vorzunehmen. Seitens der DB InfraGO AG werden keine besonde-
re Lärmschutzmaßnahmen vorgenommen. 

 23 

 

Keine Beschädigung und Verunreinigung der Bahnanlagen 

Es wird hiermit auf § 64 EBO hingewiesen, wonach es verboten ist, Bahnanlagen, 
Betriebseinrichtungen oder Fahrzeuge zu beschädigen oder zu verunreinigen, 
Schranken oder sonstige Sicherungseinrichtungen unerlaubt zu öffnen, Fahrthinder-
nisse zu bereiten oder andere betriebsstörende oder betriebsgefährdende Handlun-
gen vorzunehmen.  

Haftungspflicht des Planungsträgers / Bauherrn 

Für Schäden, die der Deutschen Bahn AG aus der Baumaßnahme entstehen, haftet 
der Planungsträger / Bauherr. Das gilt auch, wenn sich erst in Zukunft negative Ein-
wirkungen auf die Bahnstrecke ergeben. Entsprechende Änderungsmaßnahmen sind 
dann auf Kosten des Vorhabenträgers bzw. dessen Rechtsnachfolger zu veranlas-
sen. 

Zu 23.: Die Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen, sind jedoch nicht Gegenstand 
des B-Plans  

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen. 

nein 

 

 24 Datenschutzhinweis  

Die zur Verfügung gestellten Unterlagen sind Eigentum der DB InfraGO AG sowie 
anderer DB-Konzernunternehmen und sind vertraulich zu behandeln. Sie dürfen 
weder an Dritte weitergeleitet noch vervielfältigt bzw. veröffentlicht werden. Davon 
ausgenommen ist die Weitergabe an z.B. bauausführende Firmen mit berechtigtem 
Interesse im Zusammenhang mit dem o.g. Vorhaben. Sämtliche Unterlagen sind 
nach Abschluss der Arbeiten zu vernichten 

Zu 24: Die allgemeinen Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen. 

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen. 

nein 
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11.:  

Deutsche 
Telekom 

(26.06.2025) 

 Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentü-
merin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom 
Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesi-
cherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und 
dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Pla-
nung nehmen wir wie folgt Stellung: 

Ihr Schreiben vom 24.06.2025 haben wir erhalten und sie erhalten hiermit unsere 
fristgerechte Stellungnahme 

   

 1 

 
 

 

Vom eingereichten Bebauungsplan sind wir betroffen. Im Plangebiet (Trasse östlich 
der Bachwiesenstraße) befinden sich Telekommunikationsanlagen der Telekom. (s. 
Anlage Lageplan). 

Die im Planbereich liegenden Telekommunikationslinien der Telekom werden von der 
Baumaßnahme berührt und müssen bei Bedarf gesichert, verändert oder verlegt 
werden. 

Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen 
Telekommunikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. 
im Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu den Telekommunikationslinien 
jederzeit möglich ist. 

Es ist deshalb erforderlich, dass sich die Bauausführenden vor Beginn der Arbeiten 
über die Lage, der zum Zeitpunkt der Bauausführung vorhandenen Telekommunika-
tionslinien der Telekom informieren. Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu 
beachten. 

Zu 1.: Die Hinweise werden auf der nachge-
lagerten Planungsebene berücksichtigt und 
die erforderlichen Abstimmungen rechtzeitig 
geführt.  

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen. 

nein 
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13.:  

Eisenbahn-
bundesamt 

(24.07.2025) 

 
 
 

 Ihr Schreiben ist am 24.06.2025 beim Eisenbahn-Bundesamt eingegangen und wird 
hier unter dem o. a. Geschäftszeichen bearbeitet. Ich danke Ihnen für meine Beteili-
gung als Träger öffentlicher Belange.  

Ich verweise auf meine Stellungnahme vom 30.08.2023, die ich diesem Schreiben 
beigefügt habe. Weitere Forderungen, Anregungen und / oder Hinweise werden nicht 
vorgebracht.  

- (siehe unten)  nein 

 

Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
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Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

13.:  

Eisenbahn-
bundesamt 

(30.08.2023) 

 
 
 

Ihr Schreiben ist am 19.07.2023 beim Eisenbahn-Bundesamt eingegangen und wird 
hier unter dem o. a. Geschäftszeichen bearbeitet. Ich danke Ihnen für meine Beteili-
gung als Träger öffentlicher Belange.  

   

1 

 

Direkt angrenzend am Plangebiet verläuft die Eisenbahnstrecke 3745 Bad Vilbel – 
Lauterbach (Hess) Nord (ca. von Bahn-km 3,940 bis Bahn-km 4,085).  

Ich weise darauf hin, dass die Deutsche Bahn AG als Träger öffentlicher Planungen 
und aufgrund der Tatsache, dass sie in der Nähe der geplanten Maßnahme Be-
triebsanlagen einer Eisenbahn betreibt, zu beteiligen ist (Ansprechpartner / Koordina-
tionsstelle: Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Region Mitte, Karlstraße 6, 60329 
Frankfurt am Main). 

Zu 1.: Die DB Immobilien wurde beteiligt. 
Und hat Stellung genommen (siehe Nr. 8).  

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen 

nein 
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15.:  

Gemeinde-
vorstand 
Gem. Nieder-
dorfelden 

(03.07.2025) 

 
 
 
 
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

der Gemeindevorstand der Gemeinde Niederdorfelden hat in seiner Sitzung am 
01.07.2025 beschlossen, im Behördenbeteiligungsverfahren der Stadt Bad Vilbel 
zum Entwurf des Bebauungsplans „Am Gronauer Bahnhof“, keine Einwände vorzu-
bringen.  

 

-   nein 

 

 

 

 

Nr. 

TÖB 
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planänderung 

16.:  

hessenAR-
CHÄOLOGIE 

- Landesamt f. 
Denkmalpfle-
ge  

(14.08.2025) 

 

 
 
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

gegen den vorgesehenen den Bebauungsplan werden seitens der Denkmalfachbe-
hörde keine grundsätzlichen Bedenken oder Änderungswünsche vorgebracht. 

Die Hinweise zur Sicherung von Bodendenkmälern In der Begründung S. 13 unter 
Punkt 3.3 Denkmalschutz zu § 21 HDSchG sind korrekt. 

-   nein 

 

1. Hinweis: Die vorliegende Stellungnahme verhält sich ausschließlich zu den öffentli-
chen Belangen des Bodendenkmalschutzes und der Bodendenkmalpflege. Eine 
gesonderte Stellungnahme zu den Belangen des Baudenkmalschutzes und der 
Baudenkmalpflege behält sich die Denkmalfachbehörde vor. 

Zu 1.: Seitens der Baudenkmalpflege des 
Landesamtes wurde keine Stellungnahme 
abgegeben. Die Untere Denkmalschutzbe-
hörde des Wetteraulreises hat keine Anre-
gungen oder Hinweise geäußert (siehe Nr. 
20).  

Der Hinweis wird 
zur Kenntnis 
genommen.  

nein 
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Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

17.:  

Hessen Mobil 

(30.07.2025) 

 Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß  
§4 (2) BauGB 

Schreiben der Planungsgruppe NaturProfil vom 18.07.2023  

Unser Schreiben vom 22.08.2023, Az.: 34c2-2023-034274 -BV13.3Ho  

E-Mail der Planungsgruppe NaturProfil vom 24.06.2025  

Sehr geehrte Damen und Herren,  

über unsere Stellungnahme vom 11.03.2022, Az.: 34c1/2-22-027227/027228-
BV13.3, die weiterhin ihre volle Gültigkeit behält, hinausgehend, bestehen aus stra-
ßenrechtlicher Sicht die Kreisstraße 247 betreffend seitens dem Hessen Mobil Stra-
ßen- und Verkehrs-management keine planrelevanten Einwende zur Bebauungs-
planänderung.  

- (siehe unten)  ja 

 

Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

17.:  

Hessen Mobil 

(22.08.2023) 

 
 
 
 
 

 

Bauleitplanung der Stadt Bad Vilbel 

Bebauungsplan „Am Gronauer Bahnhof“, im Stadtteil Gronau 

frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belan-
ge gemäß §4 (1) BauGB 

Schreiben der Planungsgruppe NaturProfil vom 18.07.2023  

Sehr geehrte Damen und Herren,  

Die Ermittlung und Beurteilung umweltrelevanter Sachverhalte unterliegt für kommu-
nale Planungen nicht der Prüfpflicht durch das Hessen Mobil Straßen- und Ver-
kehrsmanagement. Auf den jeweiligen Planflächen finden durch unsere Behörde 
auch keine regelmäßigen Erhebungen statt. Insofern erfolgen von Hessen Mobil 
Straßen- und Verkehrsmanagement zur Bauleitplanung der Stadt Bad Vilbel keine 
Anregungen/Angaben für die Ermittlung des erforderlichen Umfangs und Detaillie-
rungsgrades der Umweltprüfung gemäß §2(4) BauGB.  

Vonseiten dem Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement bestehen straßen-
rechtlich, die Kreisstraße 247 betreffend, keine planrelevanten Einwände zum Be-
bauungsplan.  

 

-   nein 

 



BP „Am Gronauer Bahnhof“ Auswertung der Offenlage gemäß § 3 (2) und § 4 (2) BauGB  20 

 

Planung und Beratung  •  Dipl.- Ing. M. Schaefer  •   
Alte Bahnhofstraße 15  •  61169 Friedberg  •  Tel.: 06031 - 2011  •  E-Mail: info@naturprofil. 

 

 

 1 Hinsichtlich der getroffenen Festsetzungen zur zulässigen Nutzung von erneuerbaren 
Energien und zur Energieeinsparung bitten wir aus Verkehrssicherheitsgründen 
ergänzend festzusetzen, dass die Anlagen, die der Kreisstraße 247 zugewandt wer-
den entsprechend nur in blendfreier Ausführung zulässig sind.  

Zu 1.: Die Vermeidung von Blendwirkungen 
wird in der Festsetzung unter A 10 ergänzt.  

Der Anregung wird 
gefolgt.  

ja 

Präzisierung der 
Textfestsetzung 

 2 Die Stadt Bad Vilbel hat dafür Sorge zu tragen, dass Vorkehrungen zum Schutz vor 
Umwelteinflüssen gemäß § 9 (1) 24 BauGB in Verbindung mit § 50 BImSchG bzw. 
zur Minderung solcher Einwirkungen getroffen werden.  

Das Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement übernimmt keinerlei Forde-
rungen hinsichtlich Lärm-, Abgas- und Erschütterungsschutz, auch zu keinem späte-
ren Zeitpunkt. Wir bitten um entsprechende Übernahme in die Festsetzungen des 
Bauleittplans.  

Zu 2.: Auf der Grundlage des vorliegenden 
schalltechnischen Gutachtens werden Fest-
setzungen zum Schutz vor Umwelteinflüssen 
getroffen. Der Ausschluss von Forderungen 
gegenüber dem Hessen Mobil Straßen- und 
Verkehrsmanagement ist nicht Gegenstand 
der Festsetzungen des Bebauungsplans.  

Der Hinweis wird 
zur Kenntnis 
genommen. Der 
Anregung wird 
nicht gefolgt.  

nein 

 

 

 

 

 

Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

19.:  

IHK Gießen-
Friedberg 

(24.07.2025) 

 
 
 

 

vielen Dank für das Zusenden der Planungsunterlagen in der oben genannten Ange-
legenheit. Nach umfassender Prüfung können wir Ihnen mitteilen, dass wir hinsicht-
lich der durch uns zu vertretenden Belange der Wirtschaft keine Anmerkungen oder 
Bedenken haben. 

-   nein 
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Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

20.: 

Kreisaus-
schuss des 
Wetteraukrei-
ses 

(29.07.2025) 

 

 
Sehr geehrte Damen und Herren,  

nachfolgend überlassen wir Ihnen die Stellungnahme des Wetteraukreises: 

-  nein 

 

 

 
FSt. 1.3.1 Straßenverkehrsangelegenheiten 

1. Einwendungen und Bedenken  

Gegen die eingereichten Planungsunterlagen bestehen aus straßenverkehrs-
rechtlicher Sicht für meinen Zuständigkeitsbereich grundsätzlich keine Bedenken.  

2. Anregungen  

Siehe oben. 

-  nein 

 

  
 

 

FSt. 2.3.6 Brandschutz 

Gegen das Vorhaben bestehen keine Bedenken, wenn folgende Maßnahmen be-
rücksichtigt werden:  

Möglichkeiten der Überwindung:  

   

 1 Löschwasserversorgung  

Zur Sicherstellung des Löschwasserbedarfs (§ 3 Abs. 4 HBKG) ist in Anlehnung an 
das DVGW Regelwerk - Arbeitsblatt W 405 entsprechend der baulichen Nutzung 
gemäß § 17 Baunutzugsverordnung - BauNVO - folgender Löschwasserbedarf erfor-
derlich: 

1600 l/min.  

Diese Löschwassermenge muss mindestens für eine Löschzeit von 2 Stunden zur 
Verfügung stehen.  

Der Fließdruck darf im Versorgungsnetz bei max. Löschwasserentnahme über die 
eingebauten Hydranten nicht unter 1,5 bar absinken.  

Kann diese Löschwassermenge vom öffentlichen Versorgungsnetz nicht erbracht 
werden, so ist der Löschwasservorrat durch andere geeignete Maßnahmen, z.B. 
Löschteiche (DIN 14 210), unterirdische Löschwasserbehälter (DIN 14 230) oder die 
Einrichtung von Löschwasserbehälter (DIN 14 230) oder die Einrichtung von Lösch-
wasserentnahmestellen an „offenen Gewässern“ sicherzustellen.  

Zu 1.: Die Löschwasserversorgung ist gesi-
chert. Die Nachweise erfolgen auf der nach-
gelagerten Planungsebene der Erschlie-
ßungs- und Baugenehmigungsplanung. In 
der Begründung sind entsprechende Aussa-
gen enthalten.  

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen 

nein 

 

 2 Hydranten:  

Zur Löschwasserentnahme sind im öffentlichen Versorgungsnetz Hydranten - Unter-
flurhydranten nach DIN 3221 bzw. Überflurhydranten nach DIN 3222 einzubauen.  

Folgende Abstände sind einzuhalten:  

► Offene Wohngebiete 120 m  

► geschlossene Wohngebiete 100 m  

Zu 2.: Die Erschließungsstraßen sind bereits 
an die Wasserversorgung angebunden. Die 
Planung der erforderlichen Anlagen erfolgt 
auf der nachgelagerten Planungsebene der 
Erschließungsplanung. In der Begründung 
sind entsprechende Aussagen enthalten.  

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen 

nein 
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Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

► Geschäftsstraßen 80 m.  

Für den Einbau der Hydranten ist das DVGW Regelwerk - Arbeitsblatt W 331 (M) - 
einzuhalten.  

Überflurhydranten sind entsprechend DIN 3222 farblich zu kennzeichnen.  

Unterflurhydranten sind durch Hinweisschilder für Brandschutzeinrichtungen nach 
DIN 066 gut sichtbar zu kennzeichnen.  

 3 Sonstige Maßnahmen:  

Die Straßen sind so zu befestigen, dass sie von Feuerwehrfahrzeugen mit einer 
Achslast von mindestens 10 t und einem zulässigen Gesamtgewicht von 16 t ohne 
Schwierigkeiten befahren werden können.  

Auf die Muster Richtlinie der Fachkommission Bauaufsicht der ARGEBAU vom Juli 
1998 „Flächen für die Feuerwehr“ wird verwiesen. 

Zu 3.: Die Vorgaben für Feuerwehrzufahrten 
und Aufstellflächen der Feuerwehr werden  
auf der nachgelagerten Planungsebene der 
berücksichtigt und auf der Bauantragsebene 
nachgewiesen.  

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen 

nein 

 

  FSt. 2.4.3 Infektionsschutz und Hygiene 

Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Rege-
lungen 

Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit werden hinsichtlich der fachlich von uns 
zu vertretenden Belange nicht vorgebracht. 

Fachliche Stellungnahme (abwägungsfähige Sachverhalte) 

Eine fachliche Stellungnahme zu abwägungsfähigen Sachverhalten ist nicht erforder-
lich. 

-  nein 

 

  

 

FB 4 Archäologische Denkmalpflege 

Gegen den vorgesehenen Bebauungsplan werden seitens der Archäologischen 
Denkmalpflege Wetterau keine grundsätzlichen Bedenken oder Änderungswünsche 
vorgebracht. 

Die Hinweise zur Sicherung von Bodendenkmälern In der Begründung S. 13 unter 
Punkt 3.3 zu § 21 HDSchG sind korrekt. 

   

 4 Die Angaben in der Begründung unter Punkt 1.4.4 „Rechtliche Restriktionen“, Denk-
malrecht“, S. 4 sind am Ende zu ergänzen durch den Satz: 

„Diesbezüglich sind die unter Punkt 3.3 „Denkmalschutz“ gemachten denkmalschutz-
rechtlichen Auflagen („… wird parallel oder im Nachgang zum Bebauungsplanverfah-
ren ein archäologisches Gutachten, d. h. eine vorbereitende Untersuchung durchge-
führt, …“) zu beachten“. 

Zu 4.: Die Begründung wird ergänzt und an 
der genannten Stelle durch einen Verweis 
präzisiert.   

Der Anregung wird 
gefolgt 

ja 

Präzisierung der 
Begründung 

 5 Hinweis: 

Die vorliegende Stellungnahme verhält sich ausschließlich zu den öffentlichen 

Zu 5.: Die Untere Denkmalschutzbehörde 
bzw. die Denkmalfachbehörde wurden betei-

Der Hinweis wird 
zur Kenntnis 

nein 

 



BP „Am Gronauer Bahnhof“ Auswertung der Offenlage gemäß § 3 (2) und § 4 (2) BauGB  23 

 

Planung und Beratung  •  Dipl.- Ing. M. Schaefer  •   
Alte Bahnhofstraße 15  •  61169 Friedberg  •  Tel.: 06031 - 2011  •  E-Mail: info@naturprofil. 

 

 

Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

Belangen der Archäologischen Denkmalpflege. Eine gesonderte Stellungnah-
me zu den Belangen des Baudenkmalschutzes und der Baudenkmalpflege 
behält sich die Untere Denkmalschutzbehörde bzw. die Denkmalfachbehörde 
vor. 

ligt und haben Stellung genommen. Anre-
gungen und Hinweise wurden nicht geäußert 
(siehe unten). 

genommen.  

  
 
 

FSt. 4.1.2 Naturschutz und Landschaftspflege 

Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Rege-
lungen 

Aus naturschutzfachlicher Sicht bestehen keine grundlegenden Bedenken gegen die 
vorgelegte Planung, der Nachverdichtung im Innenbereich wird begrüßt.. 

   

 6 

 
 
 
 

Es ergeben sich in der Festlegung des Ausgleichsbedarfs jedoch einige Unstimmig-
keiten. Bei der Berechnung des Ausgleichsbedarfs wird für 50% der zulässigen Be-
bauung eine Dachflächenbegrünung positiv in der Bilanzierung berücksichtigt. In den 
Festsetzungen zum Bebauungsplan ist eine Dachflächenbegrünung aber nicht 
grundsätzlich festgelegt, sondern lediglich auf Flachdächern, die ggf. nie gebaut 
werden. Hier sollte eine andere textliche Festsetzung für die Dachflächenbegrünung 
erfolgen oder die positive Berücksichtigung in der Bilanzierung angepasst werden. 

Zu 6.: In den Festsetzungen nach Landes-
recht (Teil B) – hier Hessische Bauordnung - 
werden die zulässigen Dachformen einge-
schränkt. Zulässig sind nur Flachdächer und 
flach geneigte Dächer als Satteldach mit 
einer Dachneigung bis 5°. Es ist daher si-
chergestellt, dass ausschließlich begrü-
nungsfähige Dächer im geplanten Wohnge-
biet entstehen. Der in der Eingriffs-
Ausgleichs-Bilanzierung angesetzte Anteil 
an extensiver Dachbegrünung ist somit 
plausibel hergeleitet.  

Die Anregung 
wurde bereits 
berücksichtigt.  

nein  

 

 7 

 

Mit Erlangung der Rechtskraft ist der unteren Naturschutzbehörde der Kauf der erfor-
derlichen Ökopunkte unaufgefordert nachzuweisen. 

Zu 7.: Die Stadt Bad Vilbel erwirbt die ent-
sprechenden Ökopunkte und weist dies mit 
Erlangen der Rechtskraft des Bebauungs-
plans nach.   

Der Hinweis wird 
zur Kenntnis 
genommen.  

nein 

 

 8 

 

Die Vermeidungsmaßnahmen, die sich aus dem artenschutzrechtlichen Fachbeitrag 
ergeben, sind zwingend zu berücksichtigen. Die Installation der Nisthilfen ist durch 
die Stadt Bad Vilbel vor Eingriffsbeginn umzusetzen und zu dokumentieren. 

 

Rechtsgrundlage:  

§§ 13-15, 39 und 44 BNatSchG 

 

Zu 8.: Die artenschutzrechtlichen Vermei-
dungsmaßnahmen sind als verbindliche  
Festsetzungen oder Hinweise in den Bebau-
ungsplan aufgenommen worden und werden 
bei Umsetzung des Wohngebietes eingehal-
ten.  

Innerhalb des Geltungsbereiches sind je fünf 
Nisthilfen für höhlenbrütende Vögel sowie 
fünf künstliche Fledermausquartiere an 

Der Hinweis wird 
zur Kenntnis 
genommen. Die 
Anregung wird auf 
der nachgelager-
ten Planungsebe-
ne berücksichtigt. 

nein 
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Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

geeigneten Gebäudeteilen anzubringen, zu 
pflegen und bei Verlust zu ersetzen. Die 
Anbringung von Nisthilfen ist nicht zwingend 
vor Eingriffsbeginn umzusetzen, da es sich 
nicht um vorgezogene Ausgleichsmaßnah-
men bzw. CEF-Maßnahmen handelt. Für 
gebäudebewohnende Arten können die Nist- 
und Quartierhilfen erst im Zuge des Hoch-
baus angebracht werden. Alternativ können 
Nist- und Fledermauskästen an geeigneten 
Baumbeständen innerhalb der Gemarkung 
Gronau angebracht werden. Da die Stadt 
Bad Vilbel auf derartige Baumbestände 
Zugriff hat, kann die Maßnahme auch vorzei-
tig umgesetzt werden.  

  
 

 

FSt. 4.1.3 Wasser und Bodenschutz 

Fachliche Stellungnahme (abwägungsfähige Sachverhalte)  

Gegen das Vorhaben bestehen aus unserer fachlichen Sicht bei plangemäßer Um-
setzung keine Bedenken. 

  

-  nein 

 

  FSt. 4.2.2 Agrarfachaufgaben 

Fachliche Stellungnahme (abwägungsfähige Sachverhalte)  

Aus landwirtschaftlicher Sicht haben wir keine Bedenken zu dem o.g. Bebauungs-
plan. 

-  nein 

 

  
 

FB 4.5 Bauordnung 

Es liegen Einwendungen vor.  

Rechtsgrundlage: BauGB, BauNVO, HBO, Verordnungen 

   

 9 

 

 

Fachliche Stellungnahme: 

Textliche Festsetzungen sind eindeutig und bestimmt zu fassen. Diesem Grundsatz 
entspricht der Abs. 3 unter Punkt 4 nicht. Es ist eindeutig zu bestimmen unter wel-
chen Bedingungen die Zahl der nachzuweisenden Stellplätze auf 1,0 Stellplätze je 
Wohneinheit reduziert werden kann. 

Zu 9.: In der Festsetzung zu Flächen für 
Nebenanlagen und Stellplätze gem. § 9 
Abs.1 Nr. 4 BauGB) wird geregelt, dass bei 
Wohnungen, die im geförderten Wohnungs-
bau erreichtet werden, die Zahl der nachzu-
weisenden Stellplätze auf 1,0 je Wohneinheit 
reduziert werden kann. Von daher ist die 
Festsetzung eindeutig und bestimmt gefasst. 

Die Anregung 
wurde bereits 
berücksichtigt.  

nein  
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Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

Die Berechnung der erforderlichen Stellplät-
ze und der Nachweis des geförderten Woh-
nungsbaus erfolgt auf der Bauantragsebene.  

  
 
 

FSt. 4.5.0 Denkmalschutz 

Keine Einwendungen. 

  

-  nein 
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Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

23.:  

Landesjagd-
verband Hes-
sen 

(22.07.2025) 

Gemeinsame 
Stellungnahme 
mit Nr. 3, 4, 9, 
18, 40, 50 u. 
56 

 
 
 

 

im Auftrage der nach §3 Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz anerkannten Landesverbände 
und ihrer Naturschutzvereinigungen im Wetteraukreis und im Einvernehmen mit den 
Beauftragten dieser Vereinigungen im Wetteraukreis nehme ich Stellung zu o.a. 
Vorhaben: 

   

 Gegen die o.g Planung bestehen seitens der o.g. Naturschutzverbände keine Beden-
ken, da es sich um eine sinnvolle Nachverdichtung in bereits bebauter Umgebung 
handelt.  

Durch die Bauleitplanung werden ökologisch notwendige Festsetzungen wie Dach-
begrünung Wasserrückhaltung, und Bepflanzung der Freiflächen berücksichtigt.  

Die Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung ist nachvollziehbar und wird der Situation 
vor Ort gerecht.  

Die erfolgte Bestandaufnahme der vorhandenen Fauna, ist unserer Einschätzung 
nach in ausreichendem Maße erfolgt. Mit den sich daraus ergebenden Ausgleichs-
maßnahmen sind wir ebenfalls einverstanden. Sofern die angegeben Vermeidungs-, 
Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen wie angegeben erfolgen, haben wir gegen 
die Planungen keine Bedenken.  

-   nein 

 

 

 

Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

31.:  

Magistrat der 
Stadt Bad 
Vilbel, FD 
Liegen-
schaftsver-
waltung 

(09.07.2025) 

 

 
Wir beziehen uns auf das Scheiben aus Ihrem Hause vom 23.06.2025.  

Hinsichtlich des Bebauungsplanentwurfes „Am Gronauer Bahnhof“ bestehen seitens 
des Fachdienstes Liegenschaftsverwaltung keine Bedenken und Anregungen. 

   

1 

 

Eingeforderte Dienstbarkeiten im Geltungsbereich sind mit den Unterlagen (An-
tragstext und Lageplan) jeweils schriftlich zu beantragen beim FD Liegenschaftsver-
waltung.  

Zu 1.: Die Beantragung von Dienstbarkeiten 
erfolgt auf der nachgelagerten Planungs-
ebene. 

 nein 
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Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

41.:  

NRM Netz-
dienste 

(25.06.2025) 

 
 
 

auf Ihre Anfrage 

Bauleitplanverfahren der Stadt Bad Vilbel 

Bebauungsplan „Am Gronauer Bahnhof“ in Bad Vilbel 

hier: Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

vom 23.06.2025 nehmen wir wie folgt Stellung. 

Wir berufen uns auf unser Schreiben vom 31.07.2023, welches hiermit wei-
ter Bestand behält. 

- (siehe unten)  nein 

 

Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

41.:  

NRM Netz-
dienste 

(31.07.2023) 

 
 
 

auf Ihre Anfrage 

Bauleitplanverfahren der Stadt Bad Vilbel 

Bebauungsplan „Am Gronauer Bahnhof“ in Bad Vilbel 

Hier: Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

vom 17.07.2023 können wir Ihnen heute mitteilen, dass gegenüber dem Bebauungs-
plan „Am Gronauer Bahnhof“ der Stadt Bad Vilbel grundsätzlich keine Einwände 
bestehen. Alle unsere Leitungen befinden sich außerhalb Ihrer Flächennutzung. 

Für zukünftige Anfragen bitten wir Sie, die Unterlagen nach Möglichkeit in elektroni-
scher Form (DWG/PDF) einzureichen. Die E-Mail-Adresse lautet koordination@nrm-
netzdienste.de. 

-   nein 

 

 

 

 

 

 

 

  



BP „Am Gronauer Bahnhof“ Auswertung der Offenlage gemäß § 3 (2) und § 4 (2) BauGB  28 

 

Planung und Beratung  •  Dipl.- Ing. M. Schaefer  •   
Alte Bahnhofstraße 15  •  61169 Friedberg  •  Tel.: 06031 - 2011  •  E-Mail: info@naturprofil. 

 

 

 

Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

42.:  

Oberhessi-
sche Versor-
gungs-AG 
(ovag Netz 
GmbH) 

(31.07.2025) 

 
 
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir danken Ihnen für die Überlassung der Unterlagen.  

Die Stellungnahme erfolgt im Namen der ovag Netz GmbH, im Namen und im Auf-
trag der Stadtwerke Bad Vilbel GmbH und der Stadt Bad Vilbel. Elektrische Anlagen 
der ovag Netz GmbH, der Stadtwerke Bad Vilbel GmbH und der Stadt Bad Vilbel 
werden im Text gesamtheitlich betrachtet. 

   

 1 

 
Die Belange für die Wasserversorgungsanlagen der OVAG sind in dieser Stellung-
nahme nicht mitberücksichtigt worden. Eine separate Auskunft können Sie über 
unsere Fachabteilung in Inheiden über planauskunftwasser@ovag.de oder Tel. 
06402 511-0 einholen. 

Zu 1. Gemäß Stellungnahme zur Frühzeiti-
gen Beteiligung sind Wasserversorgungsan-
lagen der OVAG nicht betroffen  

Der Hinweis wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

nein 

 

 2 

 
 

 

Im ausgewiesenen Gebiet ist eine Transformatorenstation vorhanden. Des Weiteren 
befinden sich in dem Bereich 20-kV- und 0,4-kV-Kabel sowie Anlagen für die Stra-
ßenbeleuchtung. Die ungefähre Lage der Anlagen haben wir in dem beigefügten Plan 
eingezeichnet und bitten um Darstellung im Bebauungsplan. Für die korrekte Eintra-
gung der Trassen besteht die Möglichkeit der örtlichen Einmessung. Zusätzlich kön-
nen Sie die entsprechenden Bestandspläne bei den Stadtwerken Bad Vilbel (oder 
planauskunftstrom@ovag-netz.de) anfordern. 

Zu 2.: Im Bebauungsplan werden nur Haupt-
versorgungsleitungen dargestellt. Die 0,4 kV-
Leitung wird auf der nachgelagerten Pla-
nungsebene berücksichtigt. Eine Transfor-
matorenstation ist derzeit im Geltungsbe-
reich nicht vorhanden, sondern wird seitens 
der Stadtwerke Bad Vilbel geplant. Die dar-
gestellte 20kV-Leitung wird nachrichtlich in 
die Planzeichnung übernommen.   

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen. 
Der Anregung wird 
teilweise gefolgt.  

ja 

nachrichtliche 
Übernahme der 
20 kV-Leitung 

 3 

 
Bei der Stellungnahme gehen wir davon aus, dass die Kabel auch weiterhin im öf-
fentlichen Bereich liegen. Ansonsten ist für die Kabel ein Schutz- und Arbeitsstreifen 
von 2,50 m Breite, der nicht überbaut werden darf, auszuweisen. Hier muss sicher-
gestellt sein, dass die OVAG und die Stadtwerke Bad Vilbel oder deren Beauftragte 
die Grundstücke zur Unterhaltung, Instandsetzung und Erneuerung jederzeit betreten 
und hierfür die notwendigen Arbeiten ausführen können. Zusätzlich ist zur Sicherung 
der Kabelleitungen eine – beschränkt persönliche Dienstbarkeit – erforderlich.  

Außerdem möchten wir noch darauf hinweisen, dass in den Bereichen, in denen 
Bepflanzungen vorgesehen sind, die vorhandenen bzw. geplanten Kabel – auch die 
am Rande des Planungsbereiches liegenden – durch geeignete Maßnahmen zu 
schützen sind. Insbesondere sind die vorhandenen Straßenbeleuchtungseinrichtun-
gen zu berücksichtigen. Im Einzelfall bitten wir um Rücksprache mit den Stadtwerken 
Bad Vilbel und dem Netzbezirk Friedberg, Dorheimer Straße, 61231 Bad Nauheim, 

Zu 3.: Die Hinweise werden auf der nachge-
lagerten Planungsebene berücksichtigt. 
Dann werden auch die notwendigen Ab-
stimmungen geführt 

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen. 

nein 
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Tel. (0 60 31) 82 16 57. 

Wir bitten die Stadt Bad Vilbel bei evtl. notwendig werdenden Erdarbeiten (Kanal, 
Wasserleitung, Straßenbau, Lärmschutzeinrichtung, etc.) im Bereich der Kabel, die 
ausführende Firma darauf aufmerksam zu machen, dass diese sich – um Störungen 
zu vermeiden – vor Arbeitsbeginn mit den Stadtwerken Bad Vilbel und dem o.g. 
Stützpunkt in Verbindung setzt.  

Bei der Stellungnahme gehen wir davon aus, dass keine Änderungen an den Be-
standsanlagen notwendig werden. Sollte dies aus Sicht der Stadt dennoch der Fall 
sein, bitten wir diese, sich mit den Stadtwerken Bad Vilbel und uns in Verbindung zu 
setzen. Ein Angebot für die Änderung wird der Stadt Bad Vilbel vorgelegt. Die Kos-
tenregelung erfolgt gemäß Wegenutzungsvertrag. 

 4 

 
Die Versorgung des im Planungsbereich ausgewiesenen Gebietes mit elektrischer 
Energie kann durch entsprechende Netzerweiterung erfolgen. Ebenso ist eine Trans-
formatorenstation (je nach elektrischem Leistungsbedarf) erforderlich. Ein geeigneter 
Standort ist im beigefügten Plan eingezeichnet. Hierzu benötigen wir eine Fläche von 
mind. 8,5 m Breite * 6,1 m Tiefe mit einem Kanalanschluss an einer Grundstückssei-
te. (Wir weisen darauf hin, dass kundeneigene Stationen als freistehende Netzstatio-
nen oder innerhalb von Gebäude ebenerdig und von außen zugänglich zu errichten 
sind.) Neben der zeichnerischen Darstellung im Bebauungsplan bitten wir textlich 
aufzunehmen, dass innerhalb der Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweckbe-
stimmung Elektrizität (Transformatorstation), bauliche Anlagen die einzuhaltenden 
Grenzabstände nach Landesbauordnung unterschreiten dürfen. Die Station ist gem. 
Anlage zu § 63 HBO baugenehmigungsfrei. Für Rückfragen, den Standort betreffend, 
setzen Sie sich bitte frühzeitig mit unserer Fachabteilung in Friedberg – Tel. 
06031/82-1231 – in Verbindung. 

Zu 4.: Die Hinweise werden auf der nachge-
lagerten Planungsebene berücksichtigt.  

Die Hinweise zur geplanten Trafostation der 
OVAG kommen nicht zum Tragen (siehe 
Nachtrag vom 01.08.2025), da eine neue 
Trafostation durch die Stadtwerke Bad Vilbel 
geplant wird. Der Standort hierfür wurde mit 
den Stadtwerken abgestimmt und ist mit 
entsprechenden Abmessungen im Bebau-
ungsplan-Entwurf als Fläche für Versor-
gungsanlagen berücksichtigt.  

Die mögliche Unterschreitung der Grenzab-
stände nach HBO innerhalb der Flächen für 
Versorgungsanlage wurde nach der frühzei-
tigen Beteiligung bei der weiteren Ent-
wurfsbearbeitung in den Festsetzungen 
ergänzt.  

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen. 
Der Anregung 
wurde bereits der 
weiteren Ent-
wurfsbearbeitung 
gefolgt. 

nein 

 

 5 Eine Aussage, wie der Anschluss von möglichen Gewerbebetrieben an das Netz 
ausgeführt wird, ist erst möglich, wenn feststeht, welche Leistung an den noch festzu-
legenden Anschlusspunkten benötigt wird. Zur Abstimmung wie ein Anschluss aus-
geführt werden kann, setzen Sie sich bitte frühzeitig mit der Stadtwerke Bad Vilbel 
und der Fachabteilung in Friedberg – Tel. 06031/82-1099 (1055 bei Einspeisung) - 
anschluss@ovag-netz.de – in Verbindung.  

Sollen im Zuge der Baumaßnahme Lichtpunkte versetzt, Stahlrohrmaste der Licht-
punkte erneuert oder zusätzliche Lichtpunkte errichtet werden, wenden Sie sich bitte 
frühzeitig an die Stadt Bad Vilbel und die Fachabteilung in Friedberg – strassenbe-

Zu 5.: Die Hinweise werden auf der nachge-
lagerten Planungsebene berücksichtigt.  

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen.. 

nein 
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leuchtung@ovag.de. In diesem Zusammenhang empfehlen wir generell, auch im 
Zuge von Straßenbaumaßnahmen, das Auswechseln von Stahlrohrmasten ab einem 
gewissen Alter und Zustand. Die Kosten für eine Auswechslung der Maste, sind zum 
jetzigen Zeitpunkt, bedingt durch Synergieeffekte bei den Tiefbauarbeiten, wesentlich 
geringer als bei einer Auswechslung am Lebensdauerende in ca. 5-10 Jahren. 

Wir bitten darum, diese Informationen auch an die jeweilige Kommune, im betroffe-
nen Ausbaubereich, weiterzugeben. 

 6 

 

Sollte ein externer Ausgleich erforderlich werden, benötigen wir für eine abschließen-
de Stellungnahme die genaue Lage der Ausgleichsfläche sowie Angaben über Art 
der Ersatzmaßnahmen. 

Zu 6.: Der naturschutzrechtliche Ausgleich 
erfolgt durch abgestimmte Ökokontomaß-
nahmen. Externe Ausgleichsmaßnahmen 
werden nicht erforderlich und keine weiteren 
Belange der OVAG-Netz GmbH betroffen.   

Der Hinweis wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

nein 

 

 

 7 

 

Wir bitten zum gegebenen Zeitpunkt um Information über das mit der Planung und 
Projektierung der Erschließung beauftragte Ingenieurbüro, damit unsererseits eine 
termingerechte Umsetzung notwendiger Erweiterungen oder Veränderungen des 
elektrischen Netzes gewährleistet werden kann.  

Wenn unsere Belange berücksichtigt werden, haben wir keine Einwände gegen 
diesen dieses Vorhaben. 

Zu 7.: Die OVAG wird zum gegebenen Zeit-
punkt informiert. Die Abstimmungen werden 
auf der nachgelagerten Planungsebene 
durchgeführt.  

Der Hinweis wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

nein 
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Nachtrag vom 
01.08.2025 

 Nach Rückmeldung der Stadtwerke Bad Vilbel soll die in der Bachwiesenstraße 
geplante Station nicht zur Ausführung kommen. Wir bitten dies in der Stellungnahme 
zu berücksichtigen und entschuldigen uns für evtl. entstandene Unannehmlichkeiten. 

Es werden dadurch Änderungen im Bebau-
ungsplan vermieden.   

Der Hinweis wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

nein 

 

 

 

 

 

 
 

Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

43.:  

PLEdoc 

(01.07.2025) 

 
 
 
 
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnahme und teilen Ihnen hierzu mit, dass von uns 
verwaltete Versorgungsanlagen der nachstehend aufgeführten Eigentümer bzw. 
Betreiber von der geplanten Maßnahme nicht betroffen werden: 

• OGE (Open Grid Europe GmbH), Essen 

• Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen 

• Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), Netzgebiet Nordbayern, Schwaig bei Nürnberg 

• Mittel-Europäische Gasleitungsgesellschaft mbH (MEGAL), Essen 

• Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH (METG), Essen 

• Nordrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH & Co. KG (NETG), Dort-
mund 

• Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Essen 

Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im Übersichtsplan markierte Bereich. Dort 
dargestellte Leitungsverläufe dienen nur zur groben Übersicht. Achtung: Eine Aus-
dehnung oder Erweiterung des Projektbereichs bedarf immer einer erneuten Ab-
stimmung mit uns.  

-   nein 
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Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

44.:  

Polizeipräsi-
dium Mittel-
hessen 

(24.06.2025) 

 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

wir verweisen auf unsere bereist abgegeben  Stellungnahme vom 08.08.2023.  

   

Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

44.:  

Polizeipräsi-
dium Mittel-
hessen 

(08.08.2023) 

 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

aus verkehrspolizeilicher Sicht gibt es keinerlei Einwände gegen die Bauleitplanung 
der Stadt Bad Vilbel, Bebauungsplan „Am Gronauer Bahnhof“ Stadtteil Gronau. 

Dem Bebauungsplan wird zugestimmt.  

   

1 

 

Es wird aber auf die Park- /Stellplatzproblematik in der heutigen Zeit hingewiesen. 
Bei vielen Städten und Gemeinden bestehen noch alte Regelungen die weit überholt 
sind. Die Stellplatzgröße muss zwingend an die heutigen Gegebenheiten angepasst 
werden. Bereits ein VW Golf 7 hat eine Breite von ca. 210 cm/ein SUV hat dann 
entsprechend mehr, so dass eine Mindestgröße von 250 cm x 500 cm als Minimal-
standart anzusehen ist. Eine Stellplatzgröße ab 275 cm und einer Länge von 600 cm 
würde heutigen Ansprüchen eher gerecht werden. Die Verkehrsunfallzahlen, die sich 
im Zusammenhang mit dem Parken (Ein –und Aussteigen) ereignen, steigen jährlich 
an. 

Zu 1.: Die Dimensionierung der Stellplätze 
wird  im Zuge der Baugenehmigungs- und 
Ausführungsplanung nach den geltenden 
Regelwerken festgelegt. Inwieweit die Stell-
plätze großzügiger dimensioniert werden 
könne, wird zu diesem Zeitpunkt geprüft.  

Der Hinweis wird 
zur Kenntnis 
genommen 

nein 

 

 2 In Bezug auf mögliches Überschreiten von Verkehrslärmwerten wird darauf hinge-
wiesen, dass hier bauliche Maßnahmen (z. B. Schallschutzwände o. ä.) vorzuneh-
men und einzuplanen sind. Eine nachträgliche Reduzierung der Geschwindigkeit 
aufgrund erforderlichem Lärmschutz wird aus verkehrspolizeilicher Sicht keine Zu-
stimmung finden. 

Zu 2.: Dem Bebauungsplan liegt ein schall-
technisches Gutachten zugrunde, dessen 
Ergebnisse und Maßnahmenempfehlungen 
in die textlichen Festsetzungen und Hinwei-
se eingeflossen sind. Eine Überschreitung 
der geltenden Richt- und Orientierungswerte 
kann vermieden werden. Geschwindigkeits-
beschränkungen aus Lärmschutzgründen 
werden nicht erforderlich. In den umgeben-
den Wohn- und Erschließungsstraßen sind 
aus Gründen der Verkehrssicherheit ohnehin 
nur geringe Fahrgeschwindigkeiten möglich.  

Der Hinweis wird 
zur Kenntnis 
genommen 

nein 
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Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

45.:  

RP Darm-
stadt, 
Kampfmittel-
räumdienst 

(21.07.2025) 

 

 
 
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

über die in Ihrem Lageplan bezeichnete Fläche liegen dem Kampfmittelräumdienst 
aussagefähige Luftbilder vor.  

Eine Auswertung dieser Luftbilder hat keinen begründeten Verdacht ergeben, dass 
mit dem Auffinden von Bombenblindgängern zu rechnen ist. Da auch sonstige Er-
kenntnisse über eine mögliche Munitionsbelastung dieser Fläche nicht vorliegen, ist 
eine systematische Flächenabsuche nicht erforderlich. 

-   nein 

 

1. Soweit entgegen den vorliegenden Erkenntnissen im Zuge der Bauarbeiten doch ein 
kampfmittelverdächtiger Gegenstand gefunden werden sollte, bitte ich Sie, den 
Kampfmittelräumdienst unverzüglich zu verständigen. 

Sie werden gebeten, diese Stellungnahme in allen Schritten des Bauleit- bzw. Plan-
feststellungsverfahrens zu verwenden, sofern sich keine wesentlichen Flächenände-
rungen ergeben. 

Zu 1.: Im Falle von kampfmittelverdächtigen 
Funden, erfolgt eine umgehende Verständi-
gung des Kampfmittelräumdienstes durch 
die Bauherrschaft. In diesem Sinne wird die 
Stellungnahme auf den nachgelagerten 
Planungs- und Ausführungsebenen an die 
Beteiligten weitergegeben.  

Die Anregung wird 
auf den nachgela-
gerten Planungs-
ebenen berück-
sichtigt. 

nein 
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Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

46.:  

Regierungs-
präsidium 
Darmstadt 

(30.07.2025) 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

nachfolgend erhalten Sie meine koordinierte Stellungnahme. Sollten Sie Fragen 
haben, stehe ich zu deren Beantwortung gerne zur Verfügung. 

A. Beabsichtigte Planung  

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes verfolgt die Stadt Bad Vilbel das Ziel, den 
Wohnungsmarkt in Bad Vilbel in einem preiswerten, bezahlbaren Segment zu stärken 
und ein Angebot für Menschen mit geringem und mittlerem Einkommen steuern zu 
können. Hierzu soll im Planungsgebiet eine Wohnbebauung mit Mehrfamilienhäusern 
entwickelt werden. Weiterhin soll ein Nahversorger sowie eine Arztpraxis im Plange-
biet entstehen, um mit diesen Funktionen eine wohnortnahe Nahversorgung und 
ärztliche Betreuung der kurzen Wege für die Bevölkerung im Stadtteil Gronau zu 
schaffen und zu fördern.  

Das Plangebiet umfasst eine Gesamtfläche von 0,4 ha.  

 
B. Stellungnahme 

 

I. Abteilung III Regionalplanung, Bauwesen, Wirtschaft, Verkehr  

Dezernat III 31.2 regionale Siedlungs- und Bauleitplanung, Bauwesen 

Unter Hinweis auf § 1 Abs. 4 BauGB nehme ich zu der o. g. Bauleitplanung aus der 
Sicht der Raumordnung wie folgt Stellung: 

   

  

 

Die vorgesehene Fläche liegt innerhalb eines im Regionalplan Südhes-
sen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 (RPS/RegFNP 2010) ausgewiesenen 
„Vorranggebiet Siedlung Bestand“.  

Zu der vorgelegten Planung bestehen aus regionalplanerischer Sicht keine Beden-
ken. 

-  nein 

 

  

 

II. Abteilung IV/F Umwelt Frankfurt  

Bezüglich der vom Regierungspräsidium Darmstadt - Abteilung Umwelt Frankfurt - zu 
vertretenden Belange teile ich Ihnen folgendes mit: 

   

  

 

1. Dezernat IV/F 41.1 Grundwasser 

Es bestehen keine Bedenken.  

-  nein 
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Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

  
 

 

2. Dezernat IV/F 41.2 Oberflächengewässer 

Die folgenden Punkte wurden geprüft:  
Ja Nein  

☐ ☒ Gewässer innerhalb des Gebietes vorhanden  

☐ ☒ Gewässerrandstreifen betroffen  

☐ ☒ Lage in einem Überschwemmungsgebiet  

☐ ☒ Lage in einem Risikogebiet nach HWRMP  

☒ ☐ Gefährdung durch Starkregen (Fließpfadkarte)  

☐ ☒ Belange des Dezernats 41.2 beim naturschutzrechtlichen Ausgleich betroffen  

Die Prüfung hat ergeben, dass aus Sicht des Dezernats 41.2 – Oberflächengewässer 
– keine Bedenken bestehen. 

   

 1 Ich möchte aber darauf hinweisen, dass entsprechend den Fließpfadkarten im hessi-
schen Starkregenviewer die Bebauungsplanfläche durch einen Fließpfad gequert 
wird (s. Abbildung). Dies sollte bei der weiteren Planung und Ausführung beachtet 
werden. 

Zu 1.: Der Bebauungsplan und der Umwelt-
bericht gehen auf eine mögliche Starkregen-
problematik ein. Der B-Plan enthält diesbe-
züglich Hinweise zur Anpassung an die 
Auswirkungen des Klimawandels. Die kon-
krete Gebietsentwässerung wird auf der 
Ebene der Erschließungsplanung erarbeitet. 
Die Aussage der Fließpfadkarte kann in den 
Hinweisen, der Begründung und dem Um-
weltbericht ergänzt werden. Es ist allerdings 
davon auszugehen, dass auch bei Starkre-
gen zumindest Teile des Oberflächenabflus-
ses über den südlich entlang der Bahnlinie 
verlaufenden Entwässerungsgraben seitlich 
abgeführt werden, was maßstabsbedingt in 
der Fließpfadkarte keine Berücksichtigung 
findet. 

Der Hinweis wird 
zur Kenntnis 
genommen. Der 
Anregung wird 
gefolgt.  

ja 

Präzisierung der 
Hinweise, der 

Begründung und 
des Umweltbe-

richts  
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2 

 

3. Dezernat IV/F 41.3. Abwasser, Gewässergüte 

Gegen den Bebauungsplan-Entwurf bestehen keine grundlegenden Bedenken.  

Das Plangebiet wird nicht vollständig in der aktuellen Schmutzfrachtsimulationsbe-
rechnung-SMUSI- für das Einzugsgebiet der Kläranlage Bad Vilbel berücksichtigt. 
Aufgrund der Plangebietsgröße kann die Mehrbelastung der vorhandenen Abwas-
seranlagen hinsichtlich der Schmutzfrachtbelastung jedoch als relativ gering beurteilt 
werden. Bei der nächsten Fortschreibung der SMUSI ist das Plangebiet vollständig 
zu berücksichtigen.  

Die neuen Gebäude sind entsprechend der Abwassersatzung der Stadt Bad Vilbel 
satzungskonform an die bestehende Abwasserinfrastruktur anzuschließen.  

Vor Anschluss des Plangebietes an die vorhandenen Kanalisationsanlagen sind die 
unter Ziffer 3.4.3 der Begründung zum Bebauungsplan aufgeführten Sanierungs-
maßnahmen durchzuführen.  

 

Zu 2.: Die Fortschreibung der SMUSI und 
die vollständige Berücksichtigung das Plan-
gebiet erfolgt unabhängig vom Bebauungs-
planverfahren.  

Die Sanierung der Kanalisationsanlagen 
erfolgt auf der Ebene der nachgelagerten 
Erschließungsplanung.  

 

Der Hinweis wird 
zur Kenntnis 
genommen 

 

nein 
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 3 Hinweis:  

Im Hinblick auf die Bewirtschaftung des anfallenden Niederschlagswassers ist es das 
Ziel, die Abweichungen des örtlichen Wasserhaushalts in den Baugebieten vom 
Wasserhaushalt der zugehörigen unbebauten Kulturlandschaft so gering wie möglich 
zu halten. Hierzu zählt, möglichst wenig Niederschlagswasser über die Kanalisation 
abzuleiten, sondern vor Ort zu versickern oder zur Bewässerung von Bäumen und 
Sträuchern zur Verbesserung der Verdunstung (Verdunstungskühlung im Sinne von 
Klimaanpassungsmaßnahmen) oder sonstigen Verwertung zurückzuhalten. 

Zu 3.: Der Bebauungsplan und der Umwelt-
bericht gehen auf einen nachhaltigen Um-
gang mit Niederschlagswasser und die 
Anpassung an die Auswirkungen des globa-
len Klimawandels ein mögliche Starkregen-
problematik ein. Der B-Plan enthält diesbe-
züglich Hinweise. Konkrete Maßnahmen 
können auf der Ebene der Ausführung vor-
gesehen werden.  

Der Hinweis wird 
zur Kenntnis 
genommen.  

nein 

  

4 

4. Dez. IV/F 41.5 Bodenschutz 

In den textlichen Festsetzungen unter „C. Hinweise nach anderen Rechtsvorschrif-
ten“ unter „2. Bodenschutz“ wird als zu ständige Behörde das „Regierungspräsidium 
Darmstadt, Abteilung IV Umwelt Frankfurt, Dezernat IV/Wi 41.1 Grundwasser, Bo-
denschutz“ genannt. Diese Bezeichnung ist falsch. Bitte durch „Regierungspräsidium 
Darmstadt, Abteilung IV Umwelt Frankfurt, Dezernat 41.5 Bodenschutz“ ersetzen. 

 

Zu 4.: Es handelt sich um einen redaktionel-
len Fehler im betreffenden Hinweis.  

 

Der Anregung wird 
gefolgt 

 

ja 

redaktionelle 
Änderung der 

Hinweise  

 5 Ein Hinweis in den textlichen Festsetzungen auf die DIN-Normen DIN 19731, DIN 
18915 und DIN 19639, die bei der Bauausführung zu beachten und einzuhalten sind, 
erfolgte auf Grund meiner Stellungnahme zum Vorentwurf nicht. 

Zu 5.: Der Hinweis im Bebauungsplan und 
die Ausführungen im Umweltbericht können 
ergänzt werden.  

Der Anregung wird 
gefolgt 

ja 

Konkretisierung 
der Hinweise und 
des Umweltbe-

richts 

 6 Ein landschaftsplanerischer Fachbeitrag (S. 8 Entwurf zum Bebauungsplan) liegt 
nicht den Unterlagen zur Stellungnahme vor. 

Zu. 6: Der landschaftsplanerische Fachbei-
trag ist – wie in der Begründung ausgeführt – 
integrierter Bestandteil von Begründung und 
Umweltbericht.  

Der Hinweis wird 
zur Kenntnis 
genommen.  

nein 

 7 Unter „1.6 Rechtliche Grundlagen“ fehlen den Bodenschutz betreffende Regelungen. Zu. 7.: Gesetzliche Regelungen zum Boden-
schutz beziehen sich auf die nachgeordne-
ten Planungs- und Ausführungsebenen. 
Festsetzungen zum Bodenschutz erfolgen 
u. a. nach § 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB als Flä-
chen oder Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft Von daher erübrigt 
sich eine Auflistung in dem genannten Kapi-
tel.  

 

Der Hinweis wird 
zur Kenntnis 
genommen.  

nein 
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8 

 

a. Nachsorgender Bodenschutz 

Unter „3.2 Altlasten“ der Begründung zum Entwurf des Bebauungsplans wird die 
zuständige Behörde wieder falsch benannt (siehe oben). 

 

Zu 8.: Es handelt sich lediglich um einen 
redaktionellen Fehler im betreffenden Kapitel  

 

Der Anregung wird 
gefolgt 

 

ja 

Redaktionelle 
Korrektur in der 

Begründung  

 9 Der Bebauungsplanentwurf enthält keine Hinweise auf schädliche Bodenveränderun-
gen, Verdachtsflächen, Altlasten und altlastverdächtige Flächen (§ 2 Abs. 3-6 
BBodSchG).  

Meine eigene Überprüfung erbringt, dass mir keine schädlichen Bodenveränderun-
gen, Verdachtsflächen, Altlasten bzw. altlastverdächtige Flächen (§ 2 Abs. 3-6 
BBodSchG) im Geltungsbereich des vorgelegten Bebauungsplanentwurfes unter 
Berücksichtigung des zum Überprüfungstermin 17.07.2025 verfügbaren Kenntnis-
standes (Informationsstand nach vorliegender Akten- und Kartenlage, ALTIS-
Einträge) bekannt sind.  

Ich weise allerdings daraufhin, dass die ALTIS-Datenbank ständig fortgeschrieben 
wird. 

Zu 9.: In Kapitel 3.2 der Begründung wird auf 
die Stellungnahme des Nachsorgenden 
Bodenschutzes beim RP Darmstadt im 
Rahmen der Frühzeitigen Beteiligung Bezug 
genommen. Die Ausführungen können ge-
mäß der hier vorliegenden Stellungnahme 
aktualisiert werden. Der Bebauungsplan 
enthält einen Hinweis zum Umgang mit bei 
Bauarbeiten auftretenden organoleptischen 
Auffälligkeiten bzw. dem Verdacht einer 
schädlichen Bodenveränderung. 

Der Hinweis wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

ja 

Aktualisierung in 
der Begründung  

 10 Eine Deklarationsanalytik im Rahmen einer Baugrunduntersuchung bietet keine 
Aussagekraft, ob es auf der Fläche zu schädlichen Bodenveränderungen gekommen 
ist oder ob es sich um eine Verdachtsfläche, Altlast oder altlastenverdächtige Fläche 
handeln könnte. 

Zu 10.: in der Begründung – wie auch im 
Umweltbericht - werden die zur Altlas-
tenthematik vorliegenden Kenntnisse zu-
sammengetragen. Dazu zählt die Baugrund-
untersuchung. Weitergehende Feststellun-
gen, ob es sich um eine Verdachtsfläche, 
Altlast oder altlastenverdächtige Fläche 
handeln könnte, werden nicht getroffen.  

Der Hinweis wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

nein 

  b. vorsorgender Bodenschutz 

In der Begründung und dem Umweltbricht sind viele Aussagen zum vorsorgenden 
Bodenschutz enthalten. Die Belange des vorsorgenden Bodenschutzes werden 
jedoch nicht vollumfänglich berücksichtigt.  
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 11 

 

Es sollte eine Bodenkundlichen Baubegleitung stattfinden, da nur so auch die DIN 
19639 – Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben eingehalten 
und umgesetzt werden kann. Dies sollte insbesondere von der Kommune bei der 
Erschließung des Plangebiets berücksichtigt werden, da die Kommune eine Vorbild-
funktion besitzt.  

Die Bodenkundliche Baubegleitung sollte schon bei der Erschließung des Plange-
biets durch die Kommune eingebunden werden, da sonst ein Bodenmanagement-
konzept/-plan im Rahmen des Bebauungsplans nur schwer realisierbar ist.  

Zu 11.: Eine Bodenkundliche Baubegleitung 
wird als Vermeidungsmaßnahme im Um-
weltbericht empfohlen. Eine diesbezügliche 
Festsetzung ist nicht Gegenstand des Be-
bauungsplans. Die Einrichtung einer Boden-
kundlichen Baubegleitung erfolgt ggf. im 
Zuge der archäologischen Grabungen sowie 
der Ausführungsplanung von Erschließung 
und Hochbau.  

Der Anregung 
wurde bereits in 
Teilen gefolgt.  

nein 

 12 

 

Ein Ausgleich oder Kompensation sollte nicht nur nach naturschutzrechtlichen Maß-
gaben, sondern speziell auch nach bodenschutzrechtlichen Kriterien erfolgen. Dazu 
verweise ich auf die Möglichkeit der Anwendung der Arbeitshilfe zur Kompensation 
des Schutzgutes Boden in der Bauleitplanung nach BauGB.  

Zu 12.: In der Bilanzierung gemäß Kompen-
sationsverordnung werden bereits – sofern 
gegeben – ausgleichsrelevante Bodenbe-
lange berücksichtigt. Bei einem Geltungsbe-
reich von ca. 0,41 ha ergibt sich keine zu-
sätzlicher Ausgleichsbedarf für das Schutz-
gut Boden.  

Der Anregung wird 
nicht gefolgt 

nein 

 

 13 

 

Das Baugesetzbuch fordert in § 1a Abs.2, mit Boden schonend und sparsam umzu-
gehen. Es verlangt ferner, in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB die Vermeidung 
und den Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen zu berücksichtigen 
(§ 1a Abs. 3 BauGB). Dies gilt auch für Eingriffe in den Boden. Hierfür wird die An-
wendung der Arbeitshilfe „Kompensation des Schutzguts Boden in der Bauleitpla-
nung nach BauGB – Arbeitshilfe zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs für das 
Schutzgut Boden in Hessen und Rheinland-Pfalz“ (Hess. Landesamt für Naturschutz, 
Umwelt und Geologie Schriftenreihe Böden und Bodenschutz in Hessen Heft 14, 
2018) empfohlen. 

Zu 13.: Auf den sparsamen Umgang mit 
Grund und Boden wird im B-Plan und Um-
weltbericht eingegangen. Die Entwicklung 
der Siedlungsrandflächen zwischen Bebau-
ung und Bahnlinie stellt eine Nachverdich-
tung dar und setzt diese Vorgabe um. Bei 
einem Geltungsbereich von ca. 0,41 ha 
ergibt sich keine zusätzlicher Ausgleichsbe-
darf für das Schutzgut Boden. 

Der Hinweis wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

nein 

 14 

 

Die DIN 19731, DIN 18915 und DIN 19639 sind bei der Bauausführung zu beachten 
und einzuhalten. Ein Hinweis in den textlichen Festsetzungen unter nachrichtlichen 
Hinweise erscheint sinnvoll, da die DIN Auswirkungen auf die Planung und Durchfüh-
rung von Bauvorhaben haben. 

Zu 14.: Die Beachtung der DIN-Normen 
erfolgt auf der nachgelagerten Planungs- 
bzw. der Umsetzungsebene. Der Hinweis im 
Bebauungsplan und die Ausführungen im 
Umweltbericht können ergänzt werden. 

Der Anregung wird 
gefolgt 

ja 

Konkretisierung 
der Hinweise und 
des Umweltbe-

richts 

 15 In der Begründung ist neben dem nachsorgenden Bodenschutz auch der vorsorgen-
de Bodenschutz anzusprechen. Anderenfalls wäre die Planung infolge eines zu 
unterstellenden Abwägungsmangels später rechtlich angreifbar.  

Ich bitte aus den genannten Gründen die Planunterlagen entsprechend zu überarbei-
ten. 

Zu 15.: Die Belange des vorsorgenden Bo-
denschutzes werden im Umweltbericht als 
Teil der Begründung ausreichend behandelt 
und gewürdigt.   

Der Hinweis wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

nein 
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5. Dezernat IV/F 42.2 Abfallwirtschaft West 

Aus abfallrechtlicher Sicht bestehen anhand der vorgelegten Unterlagen gegen den 
Be-bauungsplan-Entwurf keine Bedenken. 

 

-   

  

nein 

  

 
 
 
 

6. Dezernat IV/F 43.1 Immissionsschutz (Energie, Lärmschutz, EMF) 

Im Plangebiet ist die Ausweisung eines allgemeinen Wohngebiets (WA) zur Ansied-
lung von Wohnbebauung mit Mehrfamilienhäusern sowie einem Nahversorger und 
einer Arzt-praxis vorgesehen. Angrenzend befinden sich Schienen- und Straßenver-
kehrswege.  

Mit der schalltechnischen Untersuchung der TÜV Hessen GmbH (Gutachten Nr. T 
6175 vom 23.01.2025) wurden die schalltechnischen Auswirkungen der vorgesehe-
nen Planung hinsichtlich des Verkehrs- und des Gewerbelärms beurteilt. 

   

  Verkehrslärm:  

Hinsichtlich des Verkehrslärms sollte nachgewiesen werden, dass die beabsichtigten 
Planungen mit den vorgesehenen schutzbedürftigen Wohnnutzungen nicht zu Kon-
fliktsituationen mit den vorhandenen Schienen- und Straßenverkehrswegen in der 
Nachbarschaft führen. 

Entsprechend der Angaben der schalltechnischen Untersuchung ist davon auszuge-
hen, dass die Orientierungswerte nach der DIN 18005 für WA erheblich überschritten 
werden, tags um bis zu 8 dB(A) und nachts um bis zu 12 dB(A).  

In der Konfliktanalyse wird vom Sachverständigen empfohlen, in den textlichen Fest-
set-zungen des Bebauungsplans passive Schallschutzmaßnahmen (hohe Schall-
dämmmaße der Gebäudefassaden usw.) festzulegen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass passive Schallschutzmaßnahmen Abstriche hinsichtlich der Lebens- bzw. Ar-
beitsqualität (Schutz nur bei geschlossenen Fenstern) mit sich bringen. 

   

 16 Es wird von hier aus empfohlen alle schutzbedürftigen Räume, an denen die Orien-
tierungswerte der DIN 18005 überschritten werden und die nicht über ein Fenster an 
der lärmabgewandten Gebäudefassade belüftet werden können, mit schallgedämpf-
ten Belüftungseinrichtungen auszustatten, die ein Lüften der Räume ohne das Öffnen 
der Fens-ter ermöglichen. Die Ansaugöffnung ist so zu positionieren, dass die Luft 
nicht aus dem belasteten Straßenverkehrsraum angesaugt wird. Die v. g. Empfeh-
lung sollte als textliche Festsetzungen im Bebauungsplan festgeschrieben werden. 

Zu 16.: Die im Bebauungsplan enthaltende 
Festsetzung sieht für Schlafräume (Schlaf-
zimmer, Kinderzimmer, Einzimmerapparte-
ments), die ansonsten nur über Fenster an 
Fassaden zu belüften sind, die nicht durch 
vorgebaute Gebäude gegenüber dem 
Schienenverkehr geschützt sind, zusätzliche 
schallgedämmte Belüftungseinrichtungen 
vor, die eine Belüftung ermöglichen, auch 
ohne das Fenster zu öffnen. Von daher wird 

Der Anregung 
wurde bereits 
gefolgt.  

nein 
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dieser Form des passiven Schallschutzes 
bereits Rechnung getragen.  

  Gewerbelärm:  

Hinsichtlich des Gewerbelärms wurde vom Sachverständigen eine allgemeine Ein-
schätzung zum geplanten kleineren Nahversorgermarkt abgegeben, wonach bei 
Betrachtung der damit zusammenhängenden zusätzlichen Fahrzeugbewegungen 
und bei Berücksichtigung der üblichen Öffnungszeiten und dem Stand der Technik 
bei der Ausgestaltung der Ladezone von einer Einhaltung der Anforderungen der TA 
Lärm auszugehen ist. Daher wird im Rahmen der Bauleitplanung kein weiterer Unter-
suchungsbedarf gesehen und auf die Betrachtung im nachgeordneten Baugenehmi-
gungsverfahren verwiesen.  

Diese Vorgehensweise wird aus hiesiger Sicht aufgrund der Kenntnis der näheren 
Ausgestaltung des Nahversorgermarkts im Baugenehmgiungsverfahren als sinnvoll 
erachtet. 

-  nein 

 

  Erschütterungen  

Mit der erschütterungstechnischen Untersuchung Nr. 20230566-805-VSE-1 vom 
06.06.2024 der KREBS+KIEFER Ingenieure GmbH sollte nachgewiesen werden, 
dass die beabsichtigten Planungen mit den vorgesehenen schutzbedürftigen Nutzun-
gen (Wohnungen) nicht zu Konfliktsituationen mit den bereits vorhandenen Schie-
nenverkehrswegen in der Nachbarschaft in Bezug auf die Erschütterungsimmissio-
nen und den sekundären Luftschall führen.  

Die Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass im Plangebiet die Anhaltswerte der 
DIN 4150-2 ohne erschütterungsmindernde Maßnahmen nicht eingehalten werden 
können. Vom Sachverständigen wurden verschiedene Maßnahmen vorgeschlagen 
(Vorgaben zur konstruktiven Gestaltung von Bauteilen und zur Gebäudelagerung), 
diese wurden als textliche Festsetzung in den Bebauungsplan übernommen (Nach-
weis im Baugenehmigungs- oder sonstigen Zulassungsverfahren). Erhebliche Beläs-
tigungen infolge der sekundären Luftschallimmissionen sind anhand der Berech-
nungsergebnisse nicht zu er-warten.  

Außerdem wurde empfohlen, die Prognosen im Vorfeld des Baugenehmigungsver-
fahrens auf Basis einer nochmals konkretisierten Gebäudeplanung erneut zu über-
prüfen und die gegebenenfalls erforderlichen Maßnahmen auf diese Planung abzu-
stimmen.  

   

 17 Dieser Empfehlung sollte aus hiesiger Sicht gefolgt werden, daher sollte dies eben- Zu 17.: Der Bebauungsplan enthält eine Der Anregung nein 
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falls als textliche Festsetzung (Nachweis im Baugenehmigungs- oder sonstigen 
Zulassungsverfahren) in den Bebauungsplan übernommen werden. 

dezidierte Festsetzung zum Erschütterungs-
schutz. Die Empfehlung, die Prognosen der 
Untersuchungen zum Erschütterungsschutz 
im Vorfeld des Baugenehmigungsverfahrens 
auf Basis einer konkretisierten Gebäudepla-
nung zu überprüfen und die gegebenenfalls 
erforderlichen Maßnahmen auf diese Pla-
nung abzustimmen, ist als Hinweis im Be-
bauungsplan enthalten.  

wurde bereits 
gefolgt.  

 

  

18 

Allgemein:  

Sobald der o. a. Bauleitplan rechtsverbindlich geworden ist, wird um Übersendung 
einer digitalen Ausfertigung in der bekannt gemachten Fassung an das Regierungs-
präsidium Darmstadt, Abteilung Umwelt Frankfurt, Gutleutstraße 114, 60327 Frank-
furt am Main, mit folgendem Funktionspostfach: komabwasser-ffm@rpda.hessen.de 
gebeten.  

 

Zu 18.: Nach Erlangen der Rechtskraft wird 
eine Ausfertigung an das Regierungspräsidi-
um Darmstadt, Abteilung Umwelt Frankfurt 
übermittelt.  

  

  
 

 

III. Abteilung IV/Wi Umwelt Wiesbaden  

1. Dezernat IV/Wi 44 Bergaufsicht 

Auf der Grundlage einer unvollständigen Datengrundlage teilt das Dezernat Bergauf-
sicht folgendes mit:  

Durch das Vorhaben sind keine Rohstoffsicherungsflächen betroffen. Es befinden 
sich keine aktuell unter Bergaufsicht stehenden Betriebe im Planbereich und dessen 
näherer Umgebung. Im Plangebiet ist bisher kein Bergbau umgegangen. Dem Vor-
haben stehen aus Sicht der Bergbehörde keine Sachverhalte entgegen.  

 

-   

  

nein 

  
 

 

IV. Abteilung V - Landwirtschaft, Weinbau, Forsten, Natur- und Verbraucher-
schutz  

Dezernat V 53.1 Naturschutz (Planungen und Verfahren) 

Eine Zuständigkeit der oberen Naturschutzbehörde ist gemäß § 43 Abs. 1 des Hessi-
schen Gesetzes zum Schutz der Natur und zur Pflege der Landschaft (Hessisches 
Naturschutzgesetz – HeNatG) vom 25. Mai 2023 (GVBl. 2023, S. 379), zuletzt geän-
dert durch Artikel 5 des Gesetzes zur Modernisierung und Digitalisierung des Ver-
kündungs-wesens vom 28. Juni 2023 (GVBl. 2023, S. 473) nicht gegeben (siehe 
hierzu auch Ziffer 3.5 des Erlasses des Hessischen Ministeriums für Wirtschaft, 
Energie, Verkehr und Wohnen über die Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange (TöB) in städtebaulichen Verfahren nach dem Bauge-

 

-   

  

nein 
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Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

setzbuch (BauGB) vom 11. Dezember 2019 -StAnz. 52/2019 S. 1373). 

  

19 

 

C. Hinweise 

Da wir seit geraumer Zeit eine elektronische Akte führen, bitte ich Sie bei genehmi-
gungs-bedürftigen Planungen um Vorlage der vollständigen und prüffähigen Verfah-
rensunterlagen in digitaler Form. Bitte senden Sie die Unterlagen an unsere Funkti-
onspostfach bauleitplanung-toeb@rpda.hessen.de. Hinweise, wie diese Unterlagen 
digital aufzubereiten sind, finden Sie auf der Homepage des Regierungspräsidiums 
Darmstadt unter folgendem Link Höhere Verwaltungsbehörde | rp-darmstadt. hes-
sen.de. 

 

Zu 19.: Nach Erlangen der Rechtskraft wird 
eine Ausfertigung an das Regierungspräsidi-
um Darmstadt, Abteilung Umwelt Frankfurt 
übermittelt. 

  

 20 

 
 
 

Den Kampfmittelräumdienst beteilige ich ausnahmsweise nur dann, wenn von 
gemeindlicher Seite im Rahmen des Bauleitplanverfahrens konkrete Hinweise auf 
das mögliche Vorkommen von Kampfmitteln erfolgt sind. In dem mir von Ihnen zuge-
leiteten Bauleitplanverfahren haben Sie keine Hinweise dieser Art gegeben. Deshalb 
habe ich den zentralen Kampfmittelräumdienst nicht beteiligt. Es steht Ihnen jedoch 
frei, den Kampfmittelräumdienst direkt zu beteiligen. Ihre Anfragen können Sie per 
Email richten an das Regierungspräsidium Darmstadt, Dezernat I 18, Zentraler 
Kampfmittelräumdienst: kmrd@rpda.hessen.de. 

Zu 20.: Der Kampfmittelräumdienst wurde 
gesondert beteiligt (siehe Stellungnahme Nr. 
45) 
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Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

48.:  

Regionalver-
band 

(08.07.2025) 

 

 
 
 

 

im Rahmen des o. g. Bebauungsplanes sollen die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen für die Entwicklung eines Wohngebietes westlich des Gronauer Bahnhofes 
geschaffen werden. Außerdem sollen ein Nahversorger und eine Arztpraxis angesie-
delt werden. 

   

. Im Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan (RPS/RegFNP 2010) 
ist der Bereich als „Wohnbaufläche, Bestand“ (ca. 0,4 ha) dargestellt. 

Zu der vorgelegten Planung bestehen daher hinsichtlich der vom Regionalverband 
FrankfurtRheinMain zu vertretenden Belange keine Bedenken.   

-   nein 
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Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

49.:  

Rhein-Main-
Verkehrsver-
bund 

(28.07.2025) 

 

 
 
 

 

sehr geehrte Beteiligte des Planverfahrens, 

vielen Dank für die erneute Beteiligung an dem oben genannten Verfahren.  

Als Träger öffentlicher Belange teilen wir Ihnen mit, dass wir weiterhin Anregungen 
aus unseren betroffenen Fachabteilungen vorzubringen haben. Wie bereits bei der 
frühzeitigen Beteiligung vor 2 Jahren möchten wir auf folgendes hinweisen: 

   

1. Bike+Ride-Anlage 

Am Ende der Bachwiesenstraße befindet sich direkt im Zugangsbereich eine über-
dachte Fahrradabstellanlage. Diese stellt eine optimale intermodale Verknüpfung im 
Umweltverbund von Fahrrad und Schienenverkehr dar. Im Zusammenhang mit der 
geplanten Bebauung wird auf die Fahrradabstellanlage nicht eingegangen. Wir bitten, 
die Abstellanlage bei der Bauleitplanung entsprechend zu berücksichtigen.  

Wir empfehlen, diese Abstellanlage am optimalen Standort zu belassen und in der 
Bebauungsplanung weitere Flächen im Stationsumfeld für Erweiterungen und Ver-
knüpfungsmaßnahmen planerisch freizuhalten (z.B. Sammelschließanlagen, Fahr-
radboxen, BikeSharing-Angebote, ggf. jeweils mit Elektroanschluss). Auf Wunsch 
kann der RMV im Rahmen einer gemeinsamen Kooperation, die kommunale Umfeld-
planung von Stationen zur Verbesserung der intermodalen Verknüpfungsanlagen 
sowie zum barrierefreien Ausbau (z.B. Bushaltestelle und Toilettenanlagen) unter-
stützen und die Planungskosten für eine entsprechende Machbarkeitsstudie fördern. 
Wir stehen Ihnen als Ansprechpartner hierbei gerne zur Verfügung. 

Zu 1.: Die Fahrradabstellanlage befindet sich 
innerhalb der Straßenverkehrsfläche des B-
Plan-Vorentwurfs. Dementsprechend wird 
sie baurechtlich gesichert. Ggf. erforderliche 
Veränderungen des Standortes werden im 
Rahmen der Erschließungsplanung auf der 
nachgelagerten Planungsebene geprüft.   

Die Anregung wird 
auf den nachgela-
gerten Planungs-
ebenen berück-
sichtigt. 

nein 

  

 2 Weitere Hinweise zur Verknüpfung von Fahrrad und ÖPNV sind im RMV-
Maßnahmenplan zusammengefasst, der unter folgendem Link abrufbar ist: 

https://www.rmv.de/c/de/informationen-zum-rmv/der-rmv/aufgaben-der-rmv-
gmbh/verkehrs-und-mobilitaetsplanung/massnahmenplan-fahrrad 

Zu 2.: Die Hinweise werden bei Bedarf im 
weiteren Planungsverfahren abgerufen. 

Der Hinweis wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

nein 

 

 3 Öffentliche Wegeverbindung 

Wir begrüßen die Herstellung einer direkten öffentlichen Wegeverbindung von der 
Berger Straße zum Haltepunkt Bad Vilbel-Gronau, mit dem die Zugangswege ver-
kürzt werden. Wir möchten anregen, am Kreuzungspunkt mit der Berger Straße eine 
entsprechende Beschilderung für den Hinweis der Wegeverbindung zum Bahnhof für 
den Rad- und Fußgängerverkehr vorzusehen. Weiterhin möchten wir anregen, auch 
am neu entstehenden Kreuzungspunkt mit dem Bachwiesenweg eine wegweisende 
Beschilderung als Zuführung zu den regionalen Radwegerouten für den Fahrradver-

Zu 3.: Eine Beschilderung der Wegeverbin-
dung ist nicht Gegenstand des B-Plans und 
wird auf der nachgelagerten Planungsebene 
berücksichtigt. 

Die Anregungen 
werden auf der 
nachgelagerten 
Planungseben 
geprüft.  

nein 

 

https://www.rmv.de/c/de/informationen-zum-rmv/der-rmv/aufgaben-der-rmv-gmbh/verkehrs-und-mobilitaetsplanung/massnahmenplan-fahrrad
https://www.rmv.de/c/de/informationen-zum-rmv/der-rmv/aufgaben-der-rmv-gmbh/verkehrs-und-mobilitaetsplanung/massnahmenplan-fahrrad
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kehr vorzusehen. 

 4 Elektrifizierung 

Wie in der frühzeitigen Beteiligung zum Bebauungsplan "Am Gronauer Bahnhof" 
angemerkt, wird die Niddertalbahn in den nächsten Jahren elektrifiziert. Wir weisen 
weiterhin darauf hin, dass der Platzbedarf für Oberleitungsanlagen planerisch vorzu-
sehen und baulich freizuhalten ist. Diesbezüglich empfehlen wir sich weiterhin mit der 
DB InfraGO AG, als Infrastruktureigentümerin und -betreiberin der Eisenbahnstrecke, 
abzustimmen. 

Wir bitten Sie, unsere Anmerkung zu berücksichtigen, und wünschen für die Umset-
zung der Planung viel Erfolg. 

Zu 4.: Die Hinweise werden im weiteren 
Planungsverfahren sowie im Beteiligungs-
verfahren geprüft. Im Übrigen wird die Stadt 
Bad Vilbel im Genehmigungsverfahren des 
Bahnausbaus beteiligt. Da noch keine ver-
bindlichen Ausbauplanungen vorliegen, 
ergibt sich kein Erfordernis im B-Plan-Gebiet 
Flächen freizuhalten. Die DB InfraGO AG 
wird im Zuge der weiteren Planungen betei-
ligt. 

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen 

nein 

 

 

 

Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

52.:  

Staatliches 
Schulamt 

(01.07.2025) 

 

 
 
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

bezugnehmend auf die E-Mail vom 24.06.2025 teile ich Ihnen mit, dass keine Ein-
wände gegen oder Anregungen zum o. g. Bebauungsplan bestehen. 

 

-   nein 
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Nr. 

TÖB 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

53.:  

Stadtwerke 
Bad Vilbel 

(04.07.2025) 

1 

 

 

im ausgewiesenen Gebiet der oben genannten Bauleitplanung liegen Wasser-, Gas- 
und Stromleitungen der Stadtwerke Bad Vilbel GmbH. Die Bestandspläne Gas und 
Wasser erhalten Sie in der Anlage. 

Grundsätzlich ist im Bereich der Leitungen besondere Vorsicht geboten. Arbeiten im 
Bereich aller Versorgungsleitungen, auch der Hausanschlüsse, sind im Vorfeld anzu-
zeigen und müssen mit den Stadtwerken im Vorfeld einvernehmlich abgestimmt 
werden. 

Zu 1.: Die Hinweise werden auf der nachge-
lagerten Planungsebene berücksichtigt. Der 
Bebauungsplan enthält einen dezidierten 
Hinweis zum Schutz von Ver- und Entsor-
gungsleitungen.  

Der Hinweis wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

nein 

 

  

 

2 

 

Wenn die Belange der Stadtwerke Bad Vilbel GmbH berücksichtigt werden bestehen 
keine Bedenken gegen die vorgelegten Unterlagen. 

Bezüglich der Stromversorgung erhalten Sie die fachliche Stellungnahme von unse-
rem technischen Betriebsführer, der OVAG-Netz GmbH. Die dort aufgeführten Punk-
te bitten wir zu beachten. 

 

 

Zu 2.: Die Stellungnahme der OVAG-Netz 
GmbH liegt vor (siehe Nr. 42) 

  

 

nein 
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Bürger*innen: 
 

Nr. 

Bürger / Bürge-
rin 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

1.:  

 

(23.06.2053) 

 Sehr geehrter Magistrat der Stadt Bad Vilbel, 

unter Berücksichtigung des Gronauer Ortsbildes wäre es wünschenswert, wenn die 
künftige Gebäudegestaltung hierauf entsprechend abgestimmt wird. 

   

 1 
 
 
 

Eine rein funktionale Gestaltung - analog zur Westseite des Nordbahnhofs Bad Vilbel 
- wäre sicherlich unpassend und störend. 

Zu denken wäre beispielsweise an eine aufgelockerte Fassadenstruktur (z.B. Erker, 
Vorsprünge etc.) und die Teil-Verwendung/ Einbau von orts- und regionaltypischen 
Baumaterialen (z.B. Ziegelsteine). 

Zu 1.: Grundsätzlich ist bei den Festsetzun-
gen eines Bebauungsplans eine planerische 
Zurückhaltung geboten. Dezidierte gestalte-
rische Vorgaben müssen aus der besonde-
ren örtlichen Situation abgeleitet werden 
können, was im vorliegenden Fall nicht 
gegeben ist. Der Bebauungsplan macht 
daher keine gestalterischen Vorgaben hin-
sichtlich der zu verwendenden Materialien 
und der Fassadengestaltung, um der Bau-
herrschaft Spielräume zu lassen, auch vor 
dem Kostenhintergrund für die Schaffung 
bezahlbaren Wohnraums.  Das heißt aber 
nicht, dass nur eine rein funktionale Gestal-
tung umgesetzt werden soll. Materialauswahl 
und Fassadengestaltung werden auf der 
Ebene eines Bebauungskonzeptes im Zuge 
der nachfolgenden Planungsschritte konkre-
tisiert.  

Die Hinweise 
werden zur Kennt-
nis genommen. 
Der Anregung wird 
auf der Bebau-
ungsplanebene 
nicht gefolgt.  

nein 

 

 2 

 

Ein wesentliches Gestaltungselement ist sicherlich auch die Bedachung. Hier wurde 
sich im Entwurf bereits auf ein Flachdach festgelegt. Vielleicht besteht noch Raum, 
dies zu überdenken oder zumindest in Ansätzen optisch abzuschwächen. 

Zu 2.: Der Bebauungsplan setzt ausschließ-
lich Flach- und flach geneigte Dächer als 
zulässig fest. Dies ist in den Anforderungen 
des Umwelt- und Klimaschutzes begründet, 
da diese Dachformen einerseits eine exten-
sive Begrünung und andererseits eine So-
larenergienutzung – auch in Kombination – 
ermöglichen. Um diese Maßnahmen ver-

Der Anregung wird 
nicht gefolgt. 

nein 
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bindlich vorgeben zu können, muss in einem 
Angebotsplan eine derartige Festlegung der 
Dachformen erfolgen. Den Belangen des 
Umwelt- und Klimaschutzes wird an dieser 
Stelle im Rahmen der Abwägung Vorrang 
vor gestalterischen Aspekten und den Be-
langen des Ortsbildes eingeräumt.  
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Nr. 

Bürger / Bürge-
rin 

 Anregungen und Hinweise 
(Die Stellungnahmen werden wörtlich wiedergegeben) 

Abwägungsvorschlag Beschluss-
vorschlag 

Bebauungs-
planänderung 

2.:  

 

(01.08.2025) 

 Stellungnahme und Änderungswünsche zum Bebauungsplan „Am Gronauer 
Bahnhof“. 

   

1 

 

1. Gebäudehöhe / Berechnung des Bebauungsabstandes zu den Nachbar-
grundstücken 

Die Gebäudehöhe ist im Bebauungsplan mit 12 Metern angegeben. Nach § 6 der 
Hessischen Bauordnung (HBO) berechnet sich die Abstandsfläche mit der Formel 
0,4 x H, wobei H die Gebäudehöhe des geplanten Gebäudes darstellt. In der vorlie-
genden Bebauungsplanung wird zum Nachbargrundstück (…) jeweils nur der Min-
destabstand von 3 Metern eingeplant. Nach Berechnung der im § 6 HBO angegebe-
nen Formel (0,4 x 12m = 4,8m) ist aber ein Mindestabstand von 4,8 Metern einzuhal-
ten. Wir fordern, die Bebauungsgrenze entsprechend der Regelung der Hessischen 
Bauverordnung anzupassen und den Mindestabstand zum Nachbargrundstück mit 
den genannten Flurstücken von 4,8 Metern einzuhalten. Sollte der Bebauungsplan 
nicht entsprechend der Hessischen Bauordnung angepasst werden behalten wir uns 
eine rechtliche Überprüfung vor. 

Zu 1.: Der B-Plan setzt die maximal zulässi-
ge Gebäudehöhe und die Baugrenzen im 
Rahmen eines Angebotsbebauungsplans 
fest. Bis zur Baugrenze kann, muss aber 
nicht gebaut werden. Die Abstandsregelun-
gen der HBO bleiben davon unberührt. D. h. 
je höher gebaut werden soll, umso größer 
muss der Abstand von der Grundstücks-
grenze sein. Ggf. kann – je nach Kubatur 
des Gebäudes - nicht bis an die Baugrenze 
herangebaut werden.  

Der Anregung wird 
nicht gefolgt. 

nein 

 

 2 

 

2. Schutz vor drückendem Wasser  

Auf Seite 14 des Dokumentes 03-gb-3-2-begruendung.pdf wird auf die zeitweise 
Gefahr durch drückendes Wasser ausdrücklich hingewiesen. Der Bebauungsplan 
enthält, laut Dokument, entsprechende „Hinweise zur Notwendigkeit baulicher Ab-
dichtung…“. Wir fordern die Planung und Umsetzung entsprechender Schutzvorrich-
tungen zur Vermeidung von Schäden durch drückendes Wasser für die schon vor-
handenen Gebäude mit in das Bauvorhaben einzuplanen und auf Kosten des Bau-
trägers zu realisieren. Das Risiko bei den Bestandsbauten erhöht sich deutlich durch 
die Realisierung des Bauvorhabens „Am Gronauer Bahnhof“. 

Zu 2.: Der Schutz eines Gebäudes gegen-
über Umwelteinwirkungen – wie z. B. drü-
ckendes Wasser – obliegt den jeweiligen 
Bauherren oder Eigentümern und nicht der 
Stadt Bad Vilbel. Der hier vorliegende Be-
bauungsplan weist die künftige Bauherr-
schaft auf mögliche Umwelteinwirkungen 
hin. Die Planung und Umsetzung entspre-
chender Schutzvorrichtungen zur Vermei-
dung von Schäden durch drückendes Was-
ser ist nicht Gegenstand der Bauleitplanung 
und kann schon gar nicht außerhalb des 
Geltungsbereichs geregelt werden. Ein 
erhöhtes Risiko für bestehende Gebäude 
durch die bauliche Entwicklung im Pla-
nungsgebiet ist nicht gegeben. Ggf. verrin-
gert sich durch die künftige Bebauung der 
Einfluss von Hangdruckwasser – wie auch 

Der Anregung wird 
nicht gefolgt. 

nein 
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durch Starkregen-Abflüsse - in den angren-
zenden Grundstücken, da Zwischen- und 
Oberflächenabflüsse durch Bauwerke oder 
Drainageschichten abgehalten bzw. abgelei-
tet werden.  

 3 

 

3. Sichtschutz / Blendschutz auf der Nordseite des Parkplatzes (…) 

Die auf der Nordseite des Parkplatzes geplanten 17 Parkplätze liegen senkrecht zu 
unserem Grundstück. Wir fordern Sie dazu auf, einen blickdichten Zaun in Höhe von 
zwei Metern anstelle der geplanten 1,5 Meter Höhe auf der Nordseite des Parkplat-
zes zu errichten. Nur so kann das Blenden von parkenden Autos, auch von Transpor-
tern bzw. Fahrzeugen mit hoch gelegenen Scheinwerfern vermieden und ein wir-
kungsvoller Sichtschutz gewährleistet werden, der dem zu erwartenden höheren 
Verkehrs- und Personenaufkommen gerecht wird. 

Zu 3.: Die Anordnung der Stellplätze im 
westlichen Teil des Geltungsbereiches ist 
nicht verbindlich. Der Bebauungsplan enthält 
eine Festsetzung, dass bei der Anordnung 
der Stellplätze und der Gestaltung der Stell-
platzanlage Blendwirkungen für die umge-
bende Wohnnutzung auszuschließen sind. In 
welcher Form dies geschieht, wird auf der 
Baugenehmigungsebene festgelegt.  

Der Anregung 
wurde bereits 
gefolgt. 

nein 

 

 




